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Vorwort 

Der vorliegende 16. und 17. Bericht der Volksanwaltschaft (VA) an den Kärnt-
ner Landtag beinhaltet die Prüfungstätigkeit der VA im Land Kärnten im Zeit-
raum vom 1. Jänner 1996 bis 31. Dezember 1997, wobei aus Gründen der 
Aktualisierung auch vereinzelt über Beschwerdefälle berichtet wird, die erst im 
Jahr 1998 abgeschlossen werden konnten. 

Der Statistische Teil, der die Zusammenstellung der Anzahl und der Gegens-
tände der in den Jahren 1996/1997 eingelangten Beschwerden umfaßt, wird 
- um dem Grundsatz der Sparsamkeit zu entsprechen - nur auf Anforderung 
übermittelt. 

An dieser Stelle möchten die Volksanwälte allen Bediensteten von Behörden 
und sonstigen Verwaltungseinrichtungen im Land Kärnten für die auch in die-
sem Berichtszeitraum gute Zusammenarbeit danken. Dies gilt insbesonders für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Bezirkshauptmannschaften und des 
Amtes der Kärntner Landesregierung, die einen wesentlichen Beitrag zur 
Durchführung von Sprechtagen der VA in Kärnten geleistet haben. 

Dieser Bericht wurde in der kollegialen Sitzung der VA am 20. April 1998 ein-
stimmig beschlossen und soll entsprechend dem Gebot der Verfassung der ge-
setzgebenden Körperschaft einen Überblick über die Prüftätigkeit der VA, ihre 
Inanspruchnahme und über Schwerpunkte ihrer Wahrnehmungen liefern. 

Wir stehen zwecks näherer Erläuterung gern zur Verfügung. Dies betrifft so-
wohl die im Bericht erwähnten Einzelfälle als auch allgemeine Fragen der aus-
zuübenden Verwaltungskontrolle bzw. die gegebenen Anregungen an die Ver-
waltung sowie den Gesetzgeber. 

 Horst Schender 

Hofrat Mag. Evelyn Messner 

Ingrid Korosec 

Wien, im April 1998 

1015 Wien, Singerstraße 17 
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1 Einleitung 

Die gesetzliche Grundlage für die Kontrolltätigkeit der VA über die Kärntner Lan-
desverwaltung ist weiterhin das Landesverfassungsgesetz LGBl.Nr. 25/1980, mit dem 
die VA unbefristet für diesen Zweck für zuständig erklärt worden war. 

Gegenstand dieses 16. und 17. Berichtes an den Kärntner Landtag sind grundsätzli-
che Wahrnehmungen und die exemplarische Darstellung von Einzelfällen betreffend 
den Bereich der Landesverwaltung einschließlich der im Bereich der Selbstverwal-
tung zu besorgenden Aufgaben. 

2 Inanspruchnahme und Tätigkeit der VA 

Im Berichtszeitraum (1996/1997) wurden insgesamt 186 Beschwerden betreffend die 
Landes- und Gemeindeverwaltung an die VA herangetragen. 
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Im Berichtszeitraum (1996/1997) hielten die Volksanwälte 25 Sprechtage in Kärnten 
ab. 

In 67 % der Beschwerden betreffend die Landes- und Gemeindeverwaltung bedurfte 
es der förmlichen Einleitung eines Prüfungsverfahrens durch die VA. Damit ist trotz 
geringfügig rückläufigem Beschwerdeaufkommen die Zahl der durchzuführenden 
Prüfungsverfahren im Gegensatz zum Berichtszeitraum 1994/1995 - wie nachstehen-
de Grafik zeigt - angestiegen. 
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Insgesamt konnten 174 der 186 an die VA im Berichtszeitraum herangetragenen Be-
schwerden (Stichtag: 3.4.1998) erledigt werden. 

Erledigungen (Beschwerden 1996/1997): 

Aktenanfall  186 

 

Beschwerde berechtigt/Beanstandung  26 

Beschwerde nicht berechtigt/keine Beanstandung  108 

Beschwerde unzulässig (Verwaltungsverfahren anhängig)  28 

Beschwerde zurückgezogen  9 

VA unzuständig  1 

Zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung nicht geeignet  0 

Mißstandsfeststellung  2 

Empfehlung  0 

Gesamterledigung  174 

 

Offene Akten  12 

 

Die sich aus der Geschäftsverteilung der VA ergebende Zuständigkeit der Volksan-
wälte und die Zahl der Prüfungsverfahren betreffend das Land Kärnten zeigt nachste-
hende Übersicht: 



 

 

Akt-Code Landes- und Gemeindeverwaltung 94/95 96/97

 Aufgabenbereich der Volksanwältin HR Mag. Evelyn Messner 

K-LAD Landesamtsdirektion, Dienst- und Besoldungsrecht der Landes- und Gemein-
debediensteten (ohne Landeslehrer) 

6 8

K-GU Gesundheitswesen 5 3

K-SV Sozialhilfe, Jugendwohlfahrt 13 19

K-V Verkehrswesen der Landes- und Gemeindestraßen (ohne Straßenpolizei) 17

 Zwischensumme Volksanwältin HR Mag. Evelyn Messner 41 30

 Aufgabenbereich der Volksanwältin Ingrid Korosec 

K-G Gemeindeangelegenheiten (ohne Dienst- und Besoldungsrecht, ohne Gemein-
deabgaben) 

23 19

K-BT Raumordnung, Wohn- und Siedlungswesen, Baurecht, Verwaltung landeseige-
ner Gebäude und Liegenschaften sowie von Landesfonds 

92 52

K-U Natur- und Umweltschutz, Abfallwirtschaft 2 4

K-LGS Landes- und Gemeindestraßen 24

 Zwischensumme Volksanwältin Ingrid Korosec 117 99

 Aufgabenbereich des Volksanwaltes Horst Schender 

K-WA Gewerbe- und Energiewesen 4 4

K-I Staatsbürgerschaft, Wählerevidenz, Straßenpolizei 10 9

K-UK Schul- und Erziehungswesen, Sport- und Kulturangelegenheiten, Dienst- und 
Besoldungsrecht der Landeslehrer 

5 6

K-LF Land- und Forstwirtschaft, Jagd und Fischereirecht 18 19

K-FI Landesfinanzen, Landes- und Gemeindeabgaben 10 19

 Zwischensumme Volksanwalt Horst Schender 47 57

Gesamt Landes- und Gemeindeverwaltung  205 186

 

 Bundesverwaltung (Beschwerden aus Kärnten) 

 Aufgabenbereich der Volksanwältin HR Mag. Evelyn Messner 107 93

 Aufgabenbereich der Volksanwältin Ingrid Korosec 68 44

 Aufgabenbereich des Volksanwaltes Horst Schender 103 95

 Sonstige an die VA herangetragen Angelegenheiten 76 58

 Gesamt Bundesverwaltung 354 290

 Gesamt Landes- und Gemeindeverwaltung und Bundesverwaltung 559 476
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3 Sozialrecht 

3.1 Kostenersatz durch Unterhaltspflichtige bei stationärer Unter-
bringung in einem Alten- oder Pflegeheim auf Kosten oder un-
ter Kostenbeteiligung des Sozialhilfeträgers 

 
1. Personen, die gesetzlich zum Unterhalt eines Hilfeempfängers verpflichtet 

sind, haben die Kosten der Sozialhilfe im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht zu 

ersetzen. Das Bestehen und das Ausmaß derselben richtet sich nach den 

Vorschriften des Bürgerlichen Rechts. 

2. Liegt hinsichtlich des Bestehens und des Ausmaßes der Unterhaltspflicht eine 

rechtskräftige Gerichtsentscheidung nicht vor, ist die Sozialhilfebehörde zur 

eigenen Entscheidung befugt. Beurteilt sie dabei die Vorfrage allerdings 

rechtswidrig, hat das auch die Rechtswidrigkeit der darauf gestützten Ent-

scheidung in der Hauptfrage (Ausmaß der Ersatzpflicht) zur Folge. 

Einzelfall: 

VA K 77-SV/97, Amt der Kärntner Landesregierung Zl. LAD-BS-524/2/1997 

 

Anläßlich eines Sprechtages in Wolfsberg legte ein Beschwerdefüh-
rer dar, mit Schreiben der Kärntner Landesregierung vom 29. August 
1997 davon in Kenntnis gesetzt worden zu sein, als unterhaltspflich-
tiger Angehöriger für die Unterbringung der Mutter im Bezirksal-
tenwohnheim Wolfsberg einen monatlichen Kostenbeitrag in Höhe 
von S 1.800,-- beginnend ab Mai 1997 leisten zu müssen. Seine Aus-
führungen dahingehend, daß diese Forderung angesichts der Unter-
haltsverpflichtung für die im gemeinsamen Haushalt lebende Gattin 
bei einem Einkommen von S 13.000,-- monatlich eine Härte bedeu-
tet, führte zwar dazu, daß der Kostenbeitrag ab 1. Oktober 1997 auf 
S 1.000,-- herabgesetzt wurde, doch ist seinem Ersuchen um eine 
nachvollziehbare Darstellung der Berechnung der Kostenbeitrags-
vorschreibung nicht Rechnung getragen worden. Auch den Einwen-
dungen, die er und sein ebenfalls in Wolfsberg lebender Bruder er-
statteten, und die sich gegen die Unterhaltsverpflichtung dem Grun-
de nach gerichtet haben, ist keinerlei Beachtung geschenkt worden. 

Zahlungsaufforderun-
gen der Kärntner Lan-
desregierung als So-
zialhilfeträger erfolgen 
ohne Darlegung der 
Unterhaltsbemes-
sungs-grundlage und 
ohne Bezug auf die 
gesetzliche Grundlage 



   

 

So legte der Beschwerdeführer dar, daß ihn die Verpflichtung zum 
Kostenersatz insofern betroffen macht, als er sich nicht vorstellen 
kann, tatsächlich dazu verhalten werden zu können, für den Lebens-
unterhalt seiner Mutter, mit der er seit 1947 keinen Kontakt hat, auf-
kommen zu müssen. Persönlich schilderte der Beschwerdeführer 
Volksanwältin HR Mag. Messner, daß die mittlerweile pflegebedürf-
tige Frau unmittelbar nach der Rückkehr des Vaters aus der Kriegs-
gefangenschaft ihn und seine drei Geschwister im Stich gelassen 
hätte und dem Vater die Pflege und Erziehung der Minderjährigen 
zur Gänze überließ. Der Beschwerdeführer selbst war 1947 11 Jahre 
alt und schilderte anschaulich, sich an diese Zeit insoweit schmerz-
lich erinnern zu müssen, als sowohl er als auch die jüngeren Ge-
schwister unter dieser Situation jahrelang zu leiden hatten und nie-
mand aus der Familie für das Verhalten der Mutter Verständnis auf-
bringen konnte. 

Einwendungen gegen 
das Bestehen der Un-
terhaltspflicht sind zu 
beachten 

Im Zuge der Akteneinsicht stellte die VA fest, daß die Kärntner 
Landesregierung schon aufgrund der Aufnahmemeldung des Sozial-
hilfeverbandes Wolfsberg, welche auch Angaben über in Kärnten 
wohnhafte Angehörige enthielt, davon ausgegangen ist, daß die Kin-
der der Hilfewerberin jedenfalls zu Ersatzleistungen heranzuziehen 
sind, weshalb das Stadtgemeindeamt Wolfsberg im Rahmen der 
Amtshilfe ersucht wurde, die Einkommens-, Vermögens- und Fami-
lienverhältnisse derselben zu überprüfen. 

Ob ein Angehöriger zu 
Unterhaltsleistungen 
verpflichtet werden 
könnte, ist im Ermitt-
lungsverfahren durch 
Sozialhilfebehörden zu 
klären und nicht schon 
vorweg anzunehmen 

Der zu diesem Zweck verwendete Erhebungsbogen läßt für Einwen-
dungen, die sich gegen die Unterhaltsverpflichtung dem Grunde 
nach richten, zwar keinen Raum, doch haben sowohl der Beschwer-
deführer als auch sein Bruder bereits im April 1997 beim Stadtge-
meindeamt Wolfsberg dargelegt, aus den angeführten Gründen nicht 
bereit zu sein, einen Kostenbeitrag zu leisten. Ohne daß es daraufhin 
zu einer Kontaktaufnahme mit den beiden Söhnen der Hilfsbedürfti-
gen gekommen ist, hat die Kärntner Landesregierung aber Kosten-
beiträge festgesetzt und gleichzeitig darauf verwiesen, daß Ersatz-
forderungen der Sozialhilfe erforderlichenfalls im Klageweg einge-
bracht werden können.  

 

Die allgemeinen Rechte und Pflichten zwischen Eltern und Kindern 
umschreibt § 137 ABGB. Danach haben die Eltern für die Erziehung 
der minderjährigen Kinder zu sorgen und ihr Wohl zu fördern. Ent-
sprechend dazu entsteht im Falle einer unverschuldeten Notlage auch 
eine Unterhaltsverpflichtung von Kindern gegenüber Eltern und 
Großeltern, soweit dadurch bei Berücksichtigung sonstiger Sorge-
pflicht der eigene angemessene Unterhalt nicht gefährdet wird. Kei-
ne Unterhalts- und damit auch keine sozialhilferechtliche Ersatz-
pflicht trifft das Kind eines Hilfeempfängers dann, wenn dieser seine 
Unterhaltspflicht selbst gröblich vernachlässigt hat (§ 143 Abs. 1 

Härteklausel im Kärnt-
ner Sozialhilfegesetz 
entbindet sogar Unter-
haltsverpflichtete unter 
besonderen Vorausset-
zungen von der Ver-
pflichtung zur Leistung 
eines Kostenbeitrages 
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ABGB); dieser Tatbestand ist enger auszulegen, weil im Ktn. SHG 
eine Härteklausel, wonach eine Ersatzleistung wegen des Verhaltens 
des Hilfeempfängers gegenüber dem an sich Unterhaltspflichten 
nicht vorzuschreiben ist, vorgesehen ist (vgl. § 43 Ktn. SHG). 

In Entsprechung der Rechtsansicht der VA hat die Kärntner Landes-
regierung zwar die Kostenvorschreibung für den Beschwerdeführer 
und seinen Bruder rückwirkend ab 1. Mai 1997 gänzlich storniert, 
doch hat die VA trotz der Behebung des Beschwerdevorbringens das 
Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlossen. 

Beschwerdegrund 
wird behoben 

Um ähnlichen Beschwerdevorbringen vorzubeugen, regte die VA bei 
der Kärntner Landesregierung an, Angehörigen spätestens mit der 
Aufforderung zur Leistung eines Kostenbeitrages auch eine genaue 
Information über die Rechtslage, etwa durch ein Formblatt, welches 
auf die Regressvorschriften des Kärntner Sozialhilfegesetzes Bezug 
nimmt, zukommen zu lassen. Desweiteren wäre auch geboten, daß 
die Kärntner Landesregierung Ersatzpflichtigen die konkrete Be-
rechnung des Kostenbeitrages unter Zugrundelegung der Unterhalts-
bemessungsgrundlage darlegt, da andernfalls nicht nachvollzogen 
werden kann, ob und inwieweit auf die wirtschaftliche Situation im 
Einzelfall tatsächlich ausreichend Bedacht genommen wurde. 

VA fordert von 
Kärntner Landesre-
gierung verstärkte 
Aufklärung und In-
formation der Ersatz-
pflichtigen  

Eine abschließende Äußerung der Kärntner Landesregierung zu den 
Vorschlägen der VA liegt im Zeitpunkt des Berichtsabschlusses 
noch nicht vor. Der konkrete Beschwerdefall bestätigt aber, daß 
Maßnahmen dringend geboten sind, um rechtswidrige Vorschrei-
bungen von Ersatzleistungen zu vermeiden. 

 

 



   

 

4 Pflegegeld 

4.1 Ermittlung des Pflegebedarfes schwerstbehinderter pflegebe-
dürftiger Kinder 

 
1. Die VA erachtet es als notwendig, die am Erwachsenenschema orientierte 

Einstufungsverordnung zum Kärntner Pflegegeldgesetz um weitere Kriterien 

zu ergänzen, weil die derzeitigen Regelung der Lebenswirklichkeit von Eltern, 

deren Kinder schwere Behinderungen und deutliche Entwicklungsrückstände 

aufweisen, nicht gerecht wird und die Zeitansätze für Betreuung und Hilfe pri-

mär auf die Bedürfnisse älterer Pflegebedürftiger ausgerichtet sind. 

2. Durch spezielle Vorgaben bei der Bemessung von Richt- und Mindestwerten 

wäre zu berücksichtigen, daß die Pflege von Kindern, insbesondere dann, 

wenn schwerste körperliche und geistige Einschränkungen von Geburt an vor-

liegen, pflegende Angehörige bis an die Grenze der persönlichen Belastbar-

keit fordert. 

Einzelfall: 

VA K 52-SV/96, Amt der Kärntner Landesregierung Zl. LAD-BS-272/2/96 

 

Die VA führt seit 1993 laufend Prüfungsverfahren im Bereich der 
Vollziehung des Bundespflegegeld- und der Landespflegegeldgeset-
ze durch und wurde von Behindertenverbänden, Beratungsstellen 
und betroffenen Eltern wiederholt darauf hingewiesen, daß die 
schematische Erfassung des Pflegebedarfes minderjähriger Kinder 
durch die sogenannten "Kinderbögen" in der Verwaltungspraxis 
einer Zuerkennung höheren Pflegegeldes entgegensteht. Im Mai 
1996 führte eine Familie aus Irschen bei der VA aus, für die minder-
jährige Tochter (geb. am 14. Mai 1992) 1994 erstmals einen Antrag 
auf Zuerkennung des Pflegegeldes eingebracht zu haben. Da das 
Mädchen zu diesem Zeitpunkt das 3. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hatte, konnte diesem Begehren mangels gesetzlicher Vorausset-
zungen zunächst nicht entsprochen werden, da erst durch die Novelle 
des Kärntner Pflegegeldgesetzes, LGBl. 67/95, welche mit 
1. September 1995 in Kraft getreten ist, die Voraussetzungen dafür 
geschaffen wurden, das Pflegegeld auch für die Betreuung von Kin-

Pflegegeldzuerkennung 
an Kinder unter 
3 Jahren seit 1.9.1995 
möglich 
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dern unter 3 Jahren zur Auszahlung bringen zu können. 
Kurz vor dieser Gesetzesänderung beantragte die Familie neuerlich 
die Zuerkennung von Pflegegeld für die Minderjährige, woraufhin 
der amtsärztliche Gutachter der Bezirkshauptmannschaft Spit-
tal/Drau einen Pflegebedarf von 55 Stunden monatlich feststellte, 
was die Zuerkennung des Pflegegeldes der Stufe 1 zur Folge gehabt 
hätte. Gegen diese Einschätzung des Pflegebedarfes brachten die 
Eltern Einwendungen vor und führten aus, daß die mittlerweile Drei-
einhalbjährige praktisch von Geburt an schwerste geistige und kör-
perliche Behinderungen aufweist, trotz eines Hilfsmittels wegen der 
fehlenden Rumpfkontrolle nur kurze Zeit sitzen kann, während 
Lähmungserscheinungen im Bereich der oberen und unteren Extre-
mitäten verhindern, daß das Kind in der Lage ist, sich in Bauch- und 
Rückenlage selbständig umzudrehen bzw. Krabbeln, Aufstehen oder 
selbständiges Gehen zu erlernen. Eine Cerebralparese mit ausgepräg-
ter psychomotorischer Entwicklungsretardierung ab Geburt ist auch 
ausschlaggebend dafür, daß das Kind trotz der Fixierung auf die 
Mutter als Bezugsperson ausgeprägte Antriebs- und Stimmungsstö-
rungen aufweist, ein Tages- und Nachtrhythmus trotz behinderungs-
gerechter Frühförderungsmaßnahmen nicht eingehalten wird, sowie 
weder ein aktives noch passives Sprachverständnis erworben werden 
konnte. 

Einwendungen im 
Rahmen des Parteien-
gehörs sind beachtlich 

Dem Ersuchen der Familie nach Bestellung eines Sachverständigen 
aus dem Bereich der Heil- und Sonderpädagogik ist im laufenden 
Verfahren nicht entsprochen worden. Vielmehr wurde der Verwal-
tungsakt neuerlich dem Amtssachverständigen der Bezirkshaupt-
mannschaft Spittal/Drau zugeleitet, der seine ursprüngliche Ein-
schätzung aufgrund der Einwendungen korrigierte und einen Pflege-
bedarf von 100 Stunden monatlich (Pflegestufe 2) feststellte. Die 
Kärntner Landesregierung hat im Hinblick auf die abweichenden 
ärztlichen Einschätzungen ein und desselben Sachverständigen ein 
weiteres Aktengutachten der Landessanitätsdirektion eingeholt und 
kam nach einer Verfahrensdauer von 14 Monaten zum Ergebnis, daß 
bei der Minderjährigen ein Pflegebedarf von 155 Stunden monatlich 
vorliegt, was die Zuerkennung des Pflegegeldes der Stufe 3 rechtfer-
tigt. 

VA bemängelt, daß 
neben dem ärztlichen 
Sachverständigen 
keine Experten aus 
dem Bereich der Heil- 
und Sonderpädagogik 
zur ganzheitlichen 
Beurteilung der Pfle-
gesituation beigezogen 
wurden 

Den Eltern ist von der Kärntner Landesregierung vor der Einbrin-
gung der Klage beim Arbeits- und Sozialgericht erläutert worden, 
daß jedes gesunde 4-jährige Kind der ständigen Beaufsichtigung der 
Eltern bedarf und darüber hinaus alle Verrichtungen, wie sie im 
Rahmen der Behindertenfrühförderung mit Hilfe der Mutter erlernt 
wurden, keine "Pflege" im Sinne des Pflegegeldgesetzes darstellt, 
sondern als Krankenbehandlung bei der Zuerkennung von Pflege-
geld gänzlich unberücksichtigt zu bleiben hat. Darüber hinaus könne 
erst nach Vollendung des 5. Lebensjahres des Kindes darauf abge-

 



   

 

stellt werden, daß Hilfestellungen beim An- und Auskleiden sowie 
der täglichen Körperpflege laufend erforderlich sind. Dies auch 
dann, wenn vor Erreichen dieser Altersgrenze der Zeitaufwand auf-
grund des pflegeabwehrenden Verhaltens schon jetzt wesentlich 
höher ist, als bei gleichaltrigen nichtbehinderten Kindern. 

Die VA hat angesichts erschütternder Schilderungen von Familien-
angehörigen wiederholt Anregungen unterbreitet, weitere Kriterien 
des altersbedingt unterschiedlichen Pflegebedarfes in die jeweils 
geltende Einstufungsverordnungen aufzunehmen, um so der Voll-
ziehung die Beurteilung des Pflegebedarfes zu erleichtern. Rechtspo-
litisch käme auch in diesem Bereich eine Pauschalierung in Betracht, 
wie sie - auch auf Landesebene - im Bereich der Mindesteinstufun-
gen für Sehbehinderte oder Rollstuhlbenützer vorgenommen wurde. 

Einstufungsverord-
nung zum Ktn. Pflege-
geldgesetz wäre um 
"kindergerechte" 
Kriterien zur Beurtei-
lung des Pflegeauf-
wandes zu ergänzen 

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat der 
VA zugesichert, im Einvernehmen mit den Ländern, die überwie-
gend für die Zuerkennung von Pflegegeld für behinderte Kinder be-
faßt sind, ergänzende Gespräche zu führen und zur Diskussion zu 
stellen, ob und inwieweit den Anregungen der VA entsprochen wer-
den kann. 
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5 Jugendwohlfahrt 

5.1 Antragsrecht des Jugendwohlfahrtsträgers im Bereich der 
Obsorge zur Wahrung des Kindeswohles 

 
1. Dem Begriff "Kindeswohl" mangelt es an normativem Gehalt, sodaß der quali-

fizierten eigenen Wahrnehmung der Jugendwohlfahrtsträger vermittelt durch 

Lehrer, Ärzte, Familienangehörige und den von den Gerichten bestellten Gut-

achtern eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zukommt. 

2. In der Praxis kommt es aber häufig zur "kommunikativen Überforderung" der 

Bediensteten der Jugendämter, der beteiligten Richter und pädagogischen 

Fachkräfte, weil die Kooperation schon allein wegen der unterschiedlichen pro-

fessionellen Sozialisation Schwierigkeiten mit sich bringt und es Eltern er-

schwert, die tragenden Gründe für die staatliche Einflußnahme zu verstehen 

und zu akzeptieren. 

Einzelfälle: 

VA K 80-SV/97, BH Hermagor Zl. 16-92-93/89-11/97, 
VA K 24-SV/97, Amt der Kärntner Landesregierung Zl. LAD-BS-438/5/1997 

 

§ 215 Abs. 1 1. Satz ABGB idF des Kindschaftsrechts-
Änderungsgesetzes, BGBl. 1989/162, verpflichtet den Jugendwohl-
fahrtsträger die zur Wahrung des Wohles eines Minderjährigen er-
forderlichen gerichtlichen Verfügungen im Bereich der Obsorge zu 
beantragen. Bei Gefahr im Verzug kann der Jugendwohlfahrtsträger 
die erforderlichen Maßnahmen der Pflege und Erziehung vorläufig 
selbst treffen, wenn er jedenfalls innerhalb von acht Tagen die erfor-
derlichen gerichtlichen Verfügungen beantragt. 

 

Diese Antragsverpflichtung zielt auf konkrete gerichtliche Entschei-
dungen, die eine Änderung faktischer Verhältnisse nachsichziehen 
sollen, ab und setzt zur Verhinderung der Verletzung rechtlich ge-
schützter Interessen einer Familie eine Dringlichkeit der zu setzen-
den Maßnahmen sowie eine Gewichtung dahingehend, daß bei Untä-
tigkeit entscheidende Interessensbereiche der Pflegebefohlenen we-
sentlich beeinträchtigt würden, voraus. 

Eingriffe in den Fami-
lienbereich ausschließ-
lich aus dem Schutz-
bedürfnis des Kindes 
gerechtfertigt 



   

 

Schon vor dem Kindschaftrechts-Änderungsgesetz war unbestritten, 
daß die elterliche Erziehung nur dann eine Einmengung von außen 
zu dulden hat, wenn Obsorgeberechtigte die elterlichen Pflichten 
objektiv nicht erfüllen oder sogar subjektiv gröblich vernachlässigen, 
nicht aber schon für den Fall, daß andere Erziehungsmöglichkeiten 
vom Jugendwohlfahrtsträger präferiert werden, ohne daß begründe-
ter Anlaß für die Vermutung besteht, daß eine konkrete Gefährdung 
der Interessen des Kindes hintangehalten werden muß. 

 

Im Verfahren VA K 80-SV/97 beschwerte sich der Stiefvater zweier 
minderjähriger Buben, die im Sommer 1997 die allgemeine Schul-
pflicht in einer Sonderschule beendet haben, darüber, daß die Be-
zirkshauptmannschaft Hermagor, Referat für Jugend und Familie, 
beim zuständigen Bezirksgericht den Antrag auf Übertragung der 
Obsorge im Teilbereich der Pflege und Erziehung eingebracht hat. 
Dies, um den Zwillingen gegen den Willen der Mutter im Rahmen 
einer Einrichtung der Behindertenhilfe die Möglichkeit zu geben, 
einen Einstieg in das Berufsleben - allenfalls auch durch eine ge-
stützte Anlehre, zu verschaffen.  

 

Es ist im gegenständlichen Fall weder dem Jugendamt noch dem 
Bezirksgericht gelungen, zu vermitteln, daß die vom Jugendwohl-
fahrtsträger über Vorschlag der Abteilung für Neuropsychiatrie des 
Kindes- und Jugendalters und Heilpädagogik beabsichtigten Maß-
nahmen ausschließlich dazu dienen, Defizite der Kinder aufgrund 
derer intellektuellen Behinderung auszugleichen und sie auf das spä-
tere Berufsleben unter Bedingungen, die einer Überforderung vor-
beugen, vorzubereiten. Dies war der Mutter, welche Analphabetin 
ist, aber zu den Kindern erwiesenermaßen eine gute emotionale Bin-
dung hat, nicht möglich. Sie überschätzte die reale Leistungsfähig-
keit ihrer Söhne und hatte zudem auch angesichts ihrer schwierigen 
finanziellen Situation und der fast einjährigen Arbeitslosigkeit ihres 
Gatten befürchtet, nicht nur zu den Kosten der beruflichen Einglie-
derung der Kinder beitragen zu müssen, sondern auch Aufwendun-
gen für Bekleidung, Lehrmittel und die Kosten für die wöchentlichen 
Heimfahrten der Kinder tragen zu müssen. Dies wäre unter den ge-
gebenen wirtschaftlichen Bedingungen nicht möglich gewesen. 

Interpretation des 
Kindeswohles ergibt 
sich aus der fallorien-
tierten Betrachtungs-
weise von Experten 
verschiedenster Fach-
disziplinen (Kinderpä-
dagogik, -psychologie, 
-medizin), während 
Erziehungsberechtigte 
im "Schlachtfeld der 
Gefühle" mit Ängsten 
und Selbstzweifeln 
allein gelassen werden 

Die VA hat der Beschwerde, soweit sie sich gegen das Jugendamt 
richtete, keine Berechtigung zuerkannt, weil die gesetzten Maßnah-
men an sich unter den gegebenen Verhältnissen im Interesse der 
Minderjährigen, die am regulären Arbeitsmarkt bereits damit kon-
frontiert gewesen sind, daß das Lehrverhältnis wegen mangelnden 
Arbeitserfolges beendet wurde, gelegen waren. Es konnte aber eine 
Zusage des Amtes der Kärntner Landesregierung erwirkt werden, die 
mit der Unterbringung im Zusammenhang stehenden Nebenkosten 
aus Mitteln der Behindertenhilfe zu übernehmen. 

Beschwerde gegen das 
Jugendamt aus der 
Sicht der VA nicht 
berechtigt, aber unter-
stützende Hilfestellun-
gen für die Familie 
möglich 
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Im Prüfungsverfahren VA K 24-SV/97 führte eine Kindesmutter, die 
seit Jahren an einer psychischen Krankheit leidet und sich vielfach - 
zum Teil monatelang, auch aufgrund zwangsweiser Unterbringung - 
in stationärer Behandlung im Zentrum für seelische Gesundheit des 
LKH Klagenfurt befand, Beschwerde darüber, daß der Magistrat der 
Landeshauptstadt Klagenfurt, Abteilung Jugend und Familie, beim 
Bezirksgericht Klagenfurt die Übertragung der Obsorge auf den Ju-
gendwohlfahrtsträger veranlaßte. Dadurch wurde bewirkt, daß die 
Minderjährigen mehrere Wochen lang in der heilpädagogischen Ab-
teilung des LKH Klagenfurt untergebracht wurden, und bis zu einer 
endgültigen Obsorgeregelung bei ihrem ehemaligen Lebensgefährten 
und seiner neuen Partnerin aufwachsen würden. 

 

Da sie die Trennung von den Kindern dazu benützte, sich nötiger 
Krankenbehandlungen zu unterziehen, bescheinigte auch ein Gut-
achten aus dem Fachgebiet der Psychiatrie und der Neurologie, daß 
durch ein gut organisiertes Stützsystem und eine engmaschige Nach-
sorge eine Kontinuität und Stabilität der Erziehung der Minderjähri-
gen gewährleistet werden könnte und die erfolgreiche berufliche 
Wiedereingliederung letztlich zu belegen scheint, daß die Beschwer-
deführerin gewillt ist, alles im Rahmen ihrer Möglichkeiten stehende 
zu unternehmen, um die Buben wieder betreuen zu können. 

 

Auch wenn der Frau aufgrund des vorangegangenen angegriffenen 
Gesundheitszustandes subjektiv kein Vorwurf hinsichtlich teilweiser 
Betreuungsdefizite gemacht werden konnte und dies auch seitens des 
Bezirksgerichtes Klagenfurt ausdrücklich hervorgehoben wurde, 
erwiesen sich die Maßnahmen der Jugendwohlfahrt im gegenständli-
chen Fall aus der Sicht der VA als gerechtfertigt. Der Beschwerde-
führerin konnte bei der Vereinbarung weiterer Besuchskontakte ge-
holfen werden. Positiv empfand die Beschwerdeführerin darüber 
hinaus auch den Umstand, daß ein Wechsel des zuständigen Sachbe-
arbeiters beim Jugendamt dazu beigetragen hat, das durch vorange-
gangene Konflikte belastete Verhältnis zu entkrampfen. 

Beratungskompetenz 
der Jugendamtsmitar-
beiter gefordert 

 

 

 

 

 



   

 

6 Raumordnungs- und Baurecht 

6.1 Raumordnungsrecht 

6.1.1 Nichtverständigung von Umwidmung - 
Gemeinde Steindorf 

VA K 63-BT/96, Gemeinde Steindorf am Ossiacher See 612-0/1996 

N.N. wandte sich an die VA und brachte unter anderem vor, daß sie 
von der Neuerstellung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde 
Steindorf am Ossiacher See im Jahre 1987 bzw. 1988 nicht verstän-
digt worden sei, obwohl beabsichtigt gewesen sei, ihr Grundstück 
von Bauland in Grünland rückzuwidmen. 

Bauland wird Grün-
land 

Die gegenständliche Rückwidmung war nun grundsätzlich von der 
VA nicht zu beanstanden. Hinsichtlich der Nichtverständigung der 
Beschwerdeführerin war der gegenständlichen Beschwerde hingegen 
Berechtigung zuzuerkennen. 

 

So wurde es seitens des damaligen Bürgermeisters entgegen der Be-
stimmung des § 7 Abs. 1 Ktn GemeindeplanungsG 1970, in der im 
Jahre 1987 geltenden Fassung, unterlassen, die Eigentümer des ge-
genständlichen Grundstückes, welches in den Entwurf des Flächen-
widmungsplanes einbezogen war, zugleich mit der Kundmachung 
der Auflage des Entwurfes des Flächenwidmungsplanes hievon zu 
verständigen. 

Verständigungspfllicht 
verletzt 

Daran konnte auch nichts ändern, daß nach Ansicht der Gemeinde 
die Beschwerdeführerin am Gemeindegeschehen rege teilgenommen 
habe und daher wohl auch Kenntnis von der geplanten Änderung des 
Flächenwidmungsplanes haben hätte können. 

 

Eine Ausnahme von der gegenständlichen Verständigungspflicht 
wäre im Gesetz nur vorgesehen gewesen, wenn diese Verständigung 
nicht "tunlich" gewesen wäre. Diese Tunlichkeit ergab sich aber im 
gegenständlichen Fall gerade auch deshalb, da die Beschwerdeführe-
rin in der Gemeinde durchaus bekannt war. Außerdem wurde die 
Tunlichkeit der Verständigung seitens der Behörde auch nicht be-
stritten. 

 

Zusammenhängend mit der Problematik der Nichtverständigung von 
der Rückwidmung eines Grundstückes ist zudem zu sehen, daß auch 
nach Rückwidmung in Grünland die höhere Grundsteuer für Bauland 
weiterhin von der Gemeinde vorgeschrieben wird, bis es zu einer 

Grundsteuer nicht 
berücksichtigt 
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Berichtigung des Einheitswertes durch das Finanzamt kommt. 
Diese Berichtigung kann jedoch nur auf Antrag des Grundeigentü-
mers erfolgen, was wiederum die Kenntnis von der Rückwidmung 
voraussetzt. 

 

Anzuregen wäre daher, mit der Verständigung der Gemeinde von der 
Auflage des Entwurfes des Flächenwidmungsplanes, die betroffenen 
Grundeigentümer auch davon zu informieren, daß bei einer eventuel-
len Rückwidmung die Möglichkeit besteht, um Herabsetzung des 
Einheitswertes für das Grundstück beim Finanzamt anzusuchen. 

 

Dies scheint der Gemeinde im Hinblick darauf, daß die Grundsteuer 
auch von dieser einzuheben ist, zumutbar. 

 

6.1.2 Verfahrensmängel im Zuge von Umwidmungen - 
Immissionsschutz - Gemeinde Reißeck 

VA K 15-BT/97 

Herr N.N. führte bei der VA darüber Beschwerde, daß sein Grund-
stück im Jahr 1982 im Zusammenhang mit der Errichtung eines 
Kraftwerkes von Bauland in Grünland umgewidmet worden wäre, 
wohingegen eine solche Umwidmung hinsichtlich zweier anderer 
Grundstücke unterblieben wäre. 

 

Aus dem ursprünglichen Flächenwidmungsplan vom 24.12.1966 
ergab sich, daß die Grundstücke des Beschwerdeführers ursprüng-
lich zum Teil als Grünland-Landwirtschaft, zum Teil als Bauland 
gewidmet waren. 

 

Wie der Kundmachung der Gemeinde Reißeck vom 20.1.1982 zu 
entnehmen ist, war ursprünglich beabsichtigt, die Grundstücke des 
Beschwerdeführers von Grünland-Landwirtschaft in Bauland-
Dorfgebiet umzuwidmen. Dagegen brachte die Betreibergesellschaft 
vor, sich aufgrund der zu erwartenden Lärmimmissionen durch das 
Kraftwerk gegen eine solche Umwidmung in Bauland auszusprechen 
und legte im Dezember 1981 einen Katasterlageplan mit Darstellung 
eines Lärmimmissionsgebietes vor. Die Begrenzung dieses Gebietes 
wäre unter Berücksichtigung der Ö-Norm S 5021 Teil 1 und 2 für 
"schalltechnische Grundlagen für die örtliche und überörtliche 
Raumplanung und Raumordnung" sowie der Richtlinie Nr. 3 des 
Österreichischen Arbeitsringes für Lärmbekämpfung (ÖAL) erstellt 
worden. Die entsprechenden Grenzwerte wären mit 50 dB (A) bei 
Tag und 40 dB (A) bei Nacht festgelegt worden. Hinsichtlich der 
Grundstücke des Beschwerdeführers wäre ein Lärmpegel von 46-
48 dB (A) festgestellt worden. Da aufgrund der Tonhaltigkeit des 
Pumpgeräusches ein Zuschlag von 5 dB (A) aufzuschlagen wäre, 
würden die genannten Grenzwerte sowohl bei Tag als auch bei 

 



   

 

Nacht überschritten. 
Aufbauend auf diese Lärmmessung empfahl auch das Bezirksbauamt 
Spittal/Drau, die Umwidmung der Grundstücke des Beschwerdefüh-
rers abzulehnen und nur die Punktparzelle, auf der sich das Wohn-
haus des Beschwerdeführers befindet, in Bauland umzuwidmen. 
Eine entsprechende Widmung wurde in der Gemeinderatssitzung am 
17. September 1982 beschlossen. In diesem Flächenwidmungsplan 
wurde auch der ursprünglich als Bauland gewidmete Teil des Grund-
stückes des Beschwerdeführers als Grünland ausgewiesen. 

 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu:  

Gemäß § 9 des Ktn GemeindeplanungsG 1982 darf ein Flächenwid-
mungsplan nur aus wichtigen Gründen abgeändert werden. Er ist 
hingegen abzuändern, wenn dies durch die Aufstellung oder Ände-
rung eines Entwicklungsprogrammes erforderlich wird oder wenn 
sich die für die örtliche Planung maßgebenden wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Verhältnisse wesentlich geändert haben. Um-
widmungen von Grünland in Bauland dürfen darüber hinaus nur 
dann erfolgen, wenn das im Flächenwidmungsplan festgelegte Bau-
land nach seiner Gliederung, seinem Ausmaß und seiner lagemäßi-
gen Anordnung den Erfordernissen der Gemeinde nicht mehr ge-
nügt. 

Beschwerde berechtigt 

Eine Widmung einer Fläche als Bauland verstößt darüber hinaus 
dann gegen das aus dem Wesen der Raumordnung abzuleitende Ge-
bot einer möglichst weitgehenden Vermeidung gegenseitiger Beein-
trächtigungen, wenn ein den betreffenden Flächen benachbarter Be-
trieb (z.B. Kraftwerksbetrieb), von dessen aufrechten und weiteren 
Bestand die Raumordnung ausgeht, dessen Absiedlung soher nicht 
das intendierte Ziel der Raumordnung bildet (vgl. VfGH 16.6.1995, 
V28/95 u.a.), so beschaffen ist, daß Beeinträchtigungen im Fall der 
Nutzung benachbarter Grundstücke mit großer Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten sind (vgl. zuletzt den Beschluß des VfGH vom 3.3.1997, 
B 1433/95 mwN). 

 

Daraus ergibt sich zunächst, daß aufgrund der durch den Kraft-
werksbetrieb zu erwartenden bzw. verursachenden Lärmimmissio-
nen eine Umwidmung von Grünlandgrundstücken in Wohngebiet 
oder Dorfgebiet grundsätzlich unzulässig war, sodaß die Versagung 
der Umwidmung der Grundstücke des Beschwerdeführers in Bau-
land-Wohngebiet insoweit zurecht erfolgte. Mit denselben Argumen-
ten hätte allerdings richtigerweise auch die Widmung der Punktpar-
zelle, auf der sich das Wohnhaus des Beschwerdeführers befindet, in 
Wohngebiet versagt werden müssen und kann die VA keine sachli-
che Rechtfertigung für die unterschiedliche Behandlung der Punkt-
parzelle und des umgebenden Grundstückes erkennen. 
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Aus dem Verbot der Umwidmung in Wohngebiet bei wahrscheinli-
cher unzumutbarer Immissionsbelastung durch benachbarte Betriebe 
kann jedoch nicht notwendig abgeleitet werden, daß bereits beste-
hendes Wohngebiet rückzuwidmen ist und bedürfte es hiefür jeden-
falls zusätzlicher Anhaltspunkte in der Grundlagenforschung, die 
eine solche Rückwidmung notwendig machen. 

 

Insoweit war nicht ersichtlich, aus welchem Grund der ursprünglich 
als Bauland ausgewiesene Teil eines Grundstückes des Beschwerde-
führers in Grünland rückgewidmet wurde, wohingegen bei anderen 
Grundstücken eine entsprechende Rückwidmung nicht erfolgt ist. 
Diese differenzierte Handhabung konnte auch von der Gemeinde 
nicht schlüssig erklärt werden. Wenn die Gemeinde in ihrer Stel-
lungnahme dazu ausführt, daß die Rückwidmung der letztgenannten 
Grundstücke offenbar unterblieben wäre, weil es sich dabei um Be-
triebsgrundstücke der Betreibergesellschaft handle, so ist dem entge-
genzuhalten, daß allein diese Tatsache die unterschiedliche Handha-
bung der Rückwidmung im von den Immissionen des Kraftwerkes 
betroffenen Gebiet nicht zu rechtfertigen vermag. 

Rückwidmung nicht 
überall 

Nachdem das Umwidmungsverfahren insoweit mangelhaft geblieben 
ist, ist auch der Flächenwidmungsplan vom 20.12.1982 insoweit mit 
Rechtswidrigkeit belastet und legte die VA der Gemeinde Reißeck 
unter Verweis auf die einschlägige Rechtsprechung des Verfas-
sungsgerichtshofes (VfSlg 12.555) nahe, die Rückwidmung des 
Grundstücksteiles des Beschwerdeführers in Zusammenschau mit 
anderen ähnlich gelagerten Fällen einer neuerlichen Überprüfung zu 
unterziehen und den Flächenwidmungsplan allenfalls entsprechend 
abzuändern. 

Änderung FWP ange-
regt 

6.1.3 Errichtung eines "Biomassefernwärmeheizwerkes"- 
Marktgemeinde Gurk 

VA K 78-BT/96, Marktgemeinde Gurk 153/9-G/1996 

N.N. führte bei der VA unter anderem darüber Beschwerde, daß auf 
zwei benachbarten Grundstücken in der Marktgemeinde Gurk, wel-
che im Flächenwidmungsplan als Bauland-Wohngebiet bzw. Grün-
land-Landwirtschaft ausgewiesen seien, ein Fernheizwerk errichtet 
werde. Die Baubehörde der Marktgemeinde Gurk habe am 15. Juli 
1996 die Baubewilligung für dieses Fernheizwerk erteilt und die von 
ihr in der Bauverhandlung am 11. Juli 1996 vorgebrachten Einwen-
dungen betreffend die fehlende Widmungskonformität als privat-
rechtlich eingestuft. Schließlich habe die Behörde der Berufung ge-
gen den Baubewilligungsbescheid die aufschiebende Wirkung aber-

 



   

 

kannt. 

Die VA gelangte zu folgendem Prüfergebnis:  

Die Baubehörde der Marktgemeinde Gurk erteilte mit Bescheid vom 
15. Juli 1996 die Bewilligung zur Errichtung eines Biomassefern-
wärmeheizwerkes auf der im Bauland-Wohngebiet liegenden Parzel-
le X der KG Gurk. Die Errichtung eines Biomassefernwärmeheiz-
werkes steht jedoch mit der Widmung Bauland-Wohngebiet in Wi-
derspruch. Da aber die Baubewilligung zufolge der von N.N. einge-
brachten Berufung und der Zurückziehung des Bauansuchens am 
18. Oktober 1996 vom Gemeindevorstand mit Bescheid vom 
22. Oktober 1996 ersatzlos aufgehoben wurde, fiel der diesbezügli-
che Beschwerdegrund weg. 

Bewilligung 
Widerspruch 
Flächenwidmung 

Die von N.N. in der Bauverhandlung am 11. Juli 1996 vorgebrachten 
Einwendungen betreffend die fehlende Widmungskonformität des 
Biomassefernheizwerkes wurden von der Baubehörde im Bescheid 
vom 15. Juli 1996 zu Unrecht als privatrechtlich eingestuft. Die 
Baubehörde hätte über diese öffentlich-rechtlichen Einwendungen 
im Bescheid abzusprechen gehabt. Durch die ersatzlose Behebung 
des erstinstanzlichen Baubewilligungsbescheides vom 15. Juli 1996 
fiel aber auch dieser Beschwerdegrund weg. 

Einwendung nicht 
"privatrechtlich" 

Die Baubehörde erkannte schließlich einer Berufung gegen den 
Baubewilligungsbescheid vom 15. Juli 1996 gemäß § 64 Abs. 2 
AVG die aufschiebende Wirkung ab. Sie begründete dies im wesent-
lichen damit, daß für die Errichtung eines Biomasseheizwerkes eine 
"wesentliche Verbesserung der Luftgüte im gesamten Ortsbereich 
von Gurk erreicht und dadurch Gesundheitsschäden vermieden" 
werden. Ferner bestünde bei einer Verzögerung des Baubeginnes die 
Gefahr eines Verlustes von Förderungen aus EU-, Bundes- und Lan-
desmitteln. Ein Ausschluß der aufschiebenden Wirkung hat aber 
keine Bedeutung für Bescheide, die einer Vollstreckung nicht bedür-
fen oder einer solchen gar nicht zugänglich sind. Da die Vollstre-
ckung einer Baubewilligung im Sinne einer nachfolgenden Vollzie-
hung nicht denkbar ist, mangelt es insoweit an den gesetzlichen Vor-
aussetzungen für die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung 
(vgl. VwGH 4.7.1978 VwSlg  9610/A und Ringhofer, Verwaltungs-
verfahrensgesetze I Anm. 4 zu § 64 AVG). Im übrigen darf mit der 
Ausführung eines bewilligungspflichtigen Bauvorhabens gemäß § 20 
Ktn BO erst mit dem Eintritt der Rechtskraft der Baubewilligung 
begonnen werden. Die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung 
könnte die Bauwerberin zur Annahme verleitet haben, sie dürfe 
sogleich mit der Erlassung des erstinstanzlichen Bewilligungsbe-
scheides mit den Bauarbeiten beginnen. 

Aufschiebende Wir-
kung der Berufung 
aberkannt 
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Nach Einleitung des Prüfverfahrens durch die VA am 16. September 
1996 führte die Baubehörde am 30. September 1996 vor Ort eine 
Überprüfung durch und verfügte mündlich die sofortige Baueinstel-
lung gemäß § 35 Abs. 2 Ktn BO 1996. Die Einstellung der Bauarbei-
ten zur Errichtung eines Biomassefernheizwerkes auf den Grundstü-
cken X (Bauland-Wohngebiet) und Y (Grünland-Landwirtschaft), 
KG Gurk, wurde sodann auch mit Bescheid vom 11. Oktober 1996 
verfügt. Die Erlassung des Bescheides erfolgte in Hinblick auf § 35 
Abs. 2 Satz 3 Ktn BO, wonach eine Sofortmaßnahme ohne weiteres 
Verfahren als aufgehoben gilt, wenn die Behörde nicht innerhalb von 
zwei Wochen die getroffenen Anordnungen mit Bescheid verfügt. 
Das zuletzt geschilderte Vorgehen der Behörde entsprach also den 
einschlägigen Rechtsvorschriften. 

 

Die VA erkannte der eingebrachten Beschwerde aufgrund der unter 
1. bis 3. angeführten Mängel die Berechtigung zu. Die Baubehörde 
der Marktgemeinde Gurk wurde aufgefordert, einen Auftrag zur 
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes gemäß § 36 Ktn BO zu 
erlassen. 

 

6.1.4 Verzögerung in einem Bauverfahren - 
Gemeinde Malta 

VA K 69-BT/96, Gemeinde Malta 131-9-G-Krai/1996 

N.N. führte bei der VA am 31. Juli 1996 Beschwerde darüber, daß 
die Gemeinde Malta über sein am 25. August 1994 eingebrachtes 
Bauansuchen zur Errichtung eines Imkerblockhauses und eines 
Stallgebäudes auf landwirtschaftlichen Grünflächen noch immer 
nicht entschieden hätte. 

 

In der daraufhin eingeholten Stellungnahme teilte die Gemeinde 
Malta der VA mit, daß aufgrund des Umstandes, daß die geplanten 
Bauvorhaben auf landwirtschaftlichen Grünlandflächen errichtet 
werden sollten, eine naturschutzbehördliche Bewilligung erforder-
lich gewesen wäre. Diese sei auch am 13.  Juni 1995 erteilt worden. 
Am 29. Juni 1995 hätte die Gemeinde daraufhin das Vorprüfungs-
verfahren nach § 11 ff Kärntner BauO eingeleitet. Noch vor Einlan-
gen der Stellungnahme des Bauanwaltes der BH Spittal/Drau hätte 
die Gemeinde bereits am 18. Juli 1995 eine Bauverhandlung durch-
geführt, die "für den Bauwerber positiv verlaufen sei". Mit Schrei-
ben vom 23. Oktober 1995 machte der Bauanwalt einen Versa-
gungsgrund nach § 11 Abs. 2 Kärntner BauO geltend und teilte der 
Gemeinde Malta mit, daß für das geplante Bauvorhaben nach § 5 
Abs. 2 Kärntner GemeindeplanungsG 1995 eine spezifische Wid-
mung "Grünland-Imkerblockhaus" erforderlich sei. Am 21. Dezem-
ber 1995 teilte die Gemeinde Malta dem Beschwerdeführer mit, daß 

Imkerblockhaus benö-
tigt spezielle Widmung



   

 

ein Versagungsgrund vorliege. Am 18. Juni 1996 schrieb die Ge-
meinde Malta dem Beschwerdeführer, daß sein Antrag bis zur Ein-
langung einer rechtskräftigen Widmung "Grünland-Bienenhütte" 
zurückgestellt werde. Am 20. Juni 1996 fragte die Gemeinde Malta 
beim Verfassungsdienst des Amtes der Kärntner Landesregierung 
an, ob tatsächlich die Bestimmungen des Kärntner Gemeindepla-
nungsG 1995 anzuwenden wären und verwies aber insbesondere auf 
den Umstand, daß der Beschwerdeführer den Antrag bereits im Jahr 
1994 eingebracht hätte und überdies eine naturschutzrechtliche Be-
willigung vorliege. Mit Schreiben vom 26. Juni 1996 bejahte der 
Verfassungsdienst die Geltung des Kärntner GemeindeplanungsG 
1995 für den gegenständlichen Antrag. Am 10. Juli 1996 forderte die 
Gemeinde N.N. auf, bis 30. September 1996 einen Antrag auf Um-
widmung einzubringen, andernfalls "der erwähnte Bauantrag außer 
Evidenz gestellt wird". 

Aus Sicht der VA ist zunächst zu beanstanden, daß die Gemeinde 
Malta noch vor Einlangen der Stellungnahme des Bauanwaltes, so-
mit vor Abschluß des Vorprüfungsverfahrens des gegenständlichen 
Bauvorhabens, eine örtliche Bauverhandlung nach § 14 Kärntner 
Bauordnung durchgeführt hat. Eine solche ist allerdings erst nach 
Abschluß der Vorprüfung durchzuführen. Die in § 12 Abs. 6 Kärnt-
ner BauO angeführte Ausnahme kam zu dem Zeitpunkt nicht zur 
Anwendung, da die Verhandlung innerhalb der für das Einlangen der 
Stellungnahme des Bauanwaltes vorgesehenen 4-wöchigen Frist 
durchgeführt wurde. Durch dieses gesetzwidrige Verhalten hat die 
Gemeinde Malta zum einen den Grundsatz der Verfahrensökonomie 
nicht entsprochen und zum anderen den Beschwerdeführer in der 
Annahme bestärkt, sein Vorhaben werde genehmigt werden. 

Bauverhandlung ver-
früht 

Weiters erkennt die VA der Beschwerde von N.N. hinsichtlich der 
Verfahrensverzögerung Berechtigung zu. Die VA bemängelt, daß 
das gegenständliche Bauverfahren seit der Geltendmachung eines 
Versagungsgrundes nach § 11 Abs. 2 Kärntner BauO durch den 
Bauanwalt von der Gemeinde Malta sehr schleppend durchgeführt 
wurde. Dies zeigt sich schon darin, daß N.N. erst am 21. Dezember 
1995 mitgeteilt wurde, daß Abweisungsgründe geltend gemacht 
wurden. Nach Auffassung der VA hätte die Gemeinde diesen Um-
stand dem Beschwerdeführer rascher zur Kenntnis bringen müssen, 
da sie bei ihm aufgrund der vorschnell durchgeführten Bauverhand-
lung eine Erwartungshaltung aufgebaut hat. Der nächste von der 
Gemeinde Malta angegebene Schritt in dieser Angelegenheit erfolgte 
erst am 18. Juni 1995, somit fast acht Monate nach Bekanntwerden 
des Erfordernisses einer Umwidmung, in dem dieser Umstand auch 
dem Beschwerdeführer bekannt gegeben wurde. Gründe, die dieses 
lange Zuwarten rechtfertigen, wurden nicht genannt, sodaß auch 
insofern von einer erheblichen Verfahrensverzögerung auszugehen 

Verfahren verzögert 
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ist. 

Abschließend ist noch darauf hinzuweisen, daß nach § 13 Abs. 1 
Kärntner BauO ein Bauvorhaben, dem ein Grund nach § 11 Abs. 2 
Kärntner BauO entgegensteht, mit Bescheid abzuweisen ist, und der 
entsprechende Antrag nicht, wie die Gemeinde dem Beschwerdefüh-
rer mit Schreiben vom 10. Juli 1996 mitteilt, außer Evidenz zu neh-
men ist. 

 

6.1.5 Anwendung eines noch nicht rechtsgültigen 
Bebauungsplanes - Gemeinde Mühldorf 

VA K 51-BT/95 

Herr N.N. führte bei der VA darüber Beschwerde, daß der Bürger-
meister der Gemeinde Mühldorf mit Bescheid vom 9. November 
1994 auf einem dem des Beschwerdeführers benachbarten Grund-
stück ein Projekt mit einer baulichen Ausnutzung von 0,6 bewilligt 
hätte, obwohl nach dem damals gültigen Bebauungsplan eine 
höchstzulässige bauliche Ausnutzung des Baugrundstückes von 0,3 
festgelegt worden wäre. Auf dieses Vorbringen des Beschwerdefüh-
rers ging die Baubehörde erster Instanz weder in der Bauverhand-
lung noch im Baubewilligungsbescheid ein. 

Bebauungsplan antizi-
piert 

Mit Verordnung vom 26. August 1994 erließ der Gemeinderat der 
Gemeinde Mühldorf einen, unter anderem das verfahrensgegen-
ständliche Grundstück betreffenden Teilbebauungsplan, in dem die 
höchstzulässige bauliche Ausnutzung auf 0,6 erhöht wurde. Dieser 
Teilbebauungsplan wurde mit Bescheid der BH Spittal/Drau vom 
3. November 1994 genehmigt und die Genehmigung in der Kärntner 
Landeszeitung am 24. November 1994 kundgemacht, sodaß der Be-
bauungsplan gemäß § 15 Abs. 5 des GemeindeplanungsG 1982 am 
25. November 1994 in Kraft trat. 

 

Die Berufung des Beschwerdeführers gegen die Baubewilligung 
wies der Gemeinderat der Gemeinde Mühldorf mit Bescheid vom 
14. Februar 1995 als unbegründet ab. Einer Vorstellung des Be-
schwerdeführers gab die Kärntner Landesregierung keine Folge. 

 

Das volksanwaltschaftliche Prüfungsverfahren ergab, daß der Be-
scheid des Bürgermeisters der Gemeinde Mühldorf vom 9. Novem-
ber 1994 wegen Widerspruchs zum damals geltenden Bebauungs-
plan mit Rechtswidrigkeit belastet war. Gemäß § 26 Abs. 5 des 
Kärntner GemeindeplanungsG 1995 (vormals § 15 Abs. 5 Kärntner 
GemeindeplanungsG 1982) tritt ein Bebauungsplan mit Ablauf des 
Tages in Kraft, an dem die aufsichtsbehördliche Genehmigung im 
amtlichen Verkündblatt des Landes kundgemacht wurde und darf der 
Bebauungsplan erst ab diesem Zeitpunkt behördlichen Entscheidun-

Bescheid 1. Instanz 
rechtswidrig 



   

 

gen zugrunde gelegt werden. Im konkreten Fall hätte daher der Teil-
bebauungsplan vom 26. August 1994 erst den baubehördlichen Ent-
scheidungen ab dem 25. November 1994 zugrunde gelegt werden 
dürfen, sodaß die baubehördliche Bewilligung vom 9. November 
1994 wegen Widerspruchs zum damals geltenden Bebauungsplan 
vom 23. April 1993 nicht erteilt werden hätte dürfen. 

Nachdem die Baubehörde erster Instanz insoweit die Rechtslage 
verkannt hat, hat sie diesen Bescheid mit Rechtswidrigkeit belastet 
und war dies von der VA zu beanstanden. 

 

Allerdings konnte die VA im konkreten Fall von weiteren Veranlas-
sungen Abstand nehmen, da der Gemeinderat seinen Bescheid vom 
14. Februar 1995 richtigerweise dem Teilbebauungsplan vom 
26. August 1994 zugrunde gelegt hat. Die Berufungsbehörde hat 
nämlich nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtsho-
fes das im Zeitpunkt der Erlassung ihres Bescheides geltende Recht 
anzuwenden, auch wenn während des Berufungsverfahrens eine 
Änderung der Rechtslage eingetreten ist (VwSlg NF 9315 A - ver-
stärkter Senat u.a.). Wenn die Berufungsbehörde im übrigen bloß 
ausspricht, daß die Berufung als unbegründet abgewiesen wird, so ist 
dies als ein mit dem erstinstanzlichen Bescheid übereinstimmender 
Bescheid zu betrachten, der an die Stelle des erstinstanzlichen Be-
scheides tritt (VwGH 13. Dezember 1980, 1187/78; VfSlg 6486). 
Die nunmehr vorliegende baubehördliche Bewilligung entspricht 
somit den gesetzlichen Bestimmungen, sodaß die VA von weiteren 
Veranlassungen Abstand nehmen konnte. 

Berufungsbescheid 
gesetzmäßig 
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6.2 Baurecht 

6.2.1 Sanierung der "Johannesbrücke" - Gemeinde Ruden 

VA K 35-BT/96, Gemeinde Ruden 632/2/144-1996, 
BH Völkermarkt 3245/26/89 

N.N. wandte sich an die VA im Zusammenhang mit der Baufällig-
keit der sogenannten "Johannesbrücke" in der Gemeinde Ruden. 

 

Diese Brücke war zunächst als öffentlich erklärt worden und habe 
sich im öffentlichen Gut der Gemeinde Ruden befunden. 

 

Mit Verordnung vom 26. Februar 1992 war von der BH Völkermarkt 
wegen der nichtgegebenen Standsicherheit ein allgemeines Fahrver-
bot erlassen worden. Eine baubehördliche oder wasserrechtliche 
Bewilligung der Brücke lag nicht vor. 

 

Insbesondere war unklar, wer Eigentümer der gegenständlichen Brü-
cke sei und damit auch verpflichtet, diese zu sanieren bzw. zu ent-
fernen, da der Beschwerdeführer infolge der Baufälligkeit Verklau-
sungen im Bereich seines Anwesens befürchtete. 

Eigentumsverhältnisse 
unklar 

Das gegenständliche Prüfverfahren ergab, daß sich die Gemeinde 
Ruden zunächst bereit erklärt hatte, bis 31. Dezember 1996 eine 
neue, standsichere Brücke zu errichten. 

 

Diesbezüglich wurde mit Bescheid der BH Völkermarkt vom 16.12. 
1994 auch eine wasserrechtliche Bewilligung erteilt. 

 

In der Folge vertrat die Gemeinde Ruden jedoch die Ansicht, daß 
sich die gegenständliche Brücke im Privateigentum des Nachbarn 
des Beschwerdeführers befinde und aufgrund der finanziellen Situa-
tion der Gemeinde doch keine Neuerrichtung durch die Gemeinde 
möglich sei. 

Bereitschaft der Ge-
meinde fallengelassen 

Von der VA war in diesem Zusammenhang zu beanstanden, daß die 
Gemeinde zunächst um die Bewilligung zur Neuerrichtung der Brü-
cke angesucht hatte und diese Bewilligung auch erlangte, später aber 
erklärte, diese Bewilligung nicht konsumieren zu wollen bzw. die 
von der Bezirkshauptmannschaft als Wasserrechtsbehörde festge-
stellte Verpflichtung zur Beseitigung von Aufschüttungen und Sa-
nierung der Brücke nicht einhalten wollte. 

 

Abgesehen von den mit dieser Vorgangsweise verbundenen Verwal-
tungskosten ergab sich dadurch auch eine erhebliche Verzögerung in 
der Erledigung der gegenständlichen Sache. Ins Gewicht fiel dabei 

 



   

 

auch, daß die mangelnde Standsicherheit der gegenständlichen Brü-
cke bereits seit Jahren feststand und eine rasche Sanierung oder Be-
seitigung daher von Nöten gewesen zu sein scheint. 

Da mit Bescheid vom 11.11.1996 der Nachbarin des Beschwerde-
führers die wasserrechtliche Bewilligung zur Neuerrichtung der ge-
genständlichen Brücke unter Setzung einer Bauvollendungsfrist bis 
1.6.1997 erteilt wurde, waren weitere Veranlassungen durch die VA 
nicht erforderlich. 

 

6.2.2 Säumnis des Gemeindevorstandes mit der Erlassung 
eines Berufungsbescheides - 
Marktgemeinde Kötschach-Mauthen 

VA K 110-BT/96 

N.N. führte bei der VA darüber Beschwerde, daß über die von ihrem 
Rechtsvertreter in einer Bausache mit Schriftsatz vom 30. November 
1995 eingebrachte Berufung auch nach mehr als einem Jahr immer 
noch nicht entschieden wurde. 

 

Der Bürgermeister der Marktgemeinde Kötschach-Mauthen teilte der 
VA mit Schreiben vom 21. Jänner 1997 mit, „daß die Verfahrens-
verzögerung durch die Nichterlassung des Berufungsbescheides ... 
allein in der Säumigkeit der Bauabteilung liegt.“ Durch die „verhär-
teten Fronten der Beteiligten“ sei „mit einer längeren Erledigungs-
zeit als normal zu rechnen“. 

 

Mit Schreiben vom 3. März 1997 übermittelte er der VA ein Be-
scheidkonzept der Berufungsentscheidung und ersuchte um Frist-
erstreckung, weil “infolge der am 9. März 1997 in Kärnten stattfin-
denden Gemeinderatswahlen der derzeitige Gemeindevorstand nicht 
mehr tagt“ und „bis zur Neubestellung eines neuen Gemeindevor-
standes eine gewisse Zeit verstreichen“ werde. 

 

In seiner Stellungnahme vom 6. Mai 1997 teilte er der VA schließ-
lich mit, daß der Sohn der Beschwerdeführerin zwischenzeitig die 
Behörde ersucht habe, „die Berufungsentscheidung um mehrere Mo-
nate zu vertagen.“ Er habe nämlich mit dem Nachbarn beim öffent-
lichen Notar eine „privatrechtliche Vereinbarung über einen Grund-
kauf im Bereich des gegenständlichen Gebäudes abgeschlossen“. 
Sobald dieser Vertrag von beiden Seiten unterfertigt sei, würde die 
Berufung von der Beschwerdeführerin zurückgezogen werden. 

 

Aus der Sicht der VA ist hiezu folgendes zu bemerken:  

Gemäß § 73 Abs 1 AVG ist die Behörde verpflichtet, über Anträge 
von Parteien und Berufungen ohne unnötigen Aufschub, spätestens 

Berufungsverfahren 
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aber 6 Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen. Die-
se Verpflichtung wurde im vorliegenden Fall gröblich verletzt, weil 
das Berufungsverfahren insgesamt fast 2 Jahre gedauert hat. Baube-
hörde zweiter Instanz ist gemäß § 94 Abs 1 AGO 1993 der Gemein-
devorstand. Eine allfällige Säumigkeit der „Bauabteilung“ ist somit 
ausschließlich dem Gemeindevorstand zuzurechnen. 

2 Jahre 

Der Umstand, daß während eines anhängigen Verfahrens Gemeinde-
ratswahlen stattfinden, enthebt die zuständige Behörde nicht von 
ihrer in § 73 Abs 1 AVG normierten Entscheidungspflicht. Im übri-
gen war zum Zeitpunkt der Gemeinderatswahlen am 9. März 1997 
bereits mehr als ein Jahr verstrichen. 

Wahlen verlängern 
keine Entscheidungs-
frist 

Der mögliche Abschluß einer privatrechtlichen Vereinbarung und 
eine mögliche Zurückziehung des Rechtsmittels tut der behördlichen 
Entscheidungspflicht ebenfalls keinen Abbruch, zumal wenn seit der 
Einbringung des Rechtsmittels bereits mehr als 1 ½ Jahre verstrichen 
sind. 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die im vorliegenden Beru-
fungsverfahren eingetretenen Verzögerungen ausschließlich auf ein 
Verschulden der Behörde (Gemeindevorstand der Marktgemeinde 
Kötschach-Mauthen) zurückzuführen waren. Die VA hat deshalb der 
eingebrachten Beschwerde die Berechtigung zuerkannt. 

 

6.2.3 Säumnis im Zusammenhang mit einem Ansuchen um 
Grundstücksteilung - Gemeinde Malta 

VA K 89-BT/96, Gemeinde Malta 031-5/1996-Ti 

Frau N.N. führte bei der VA darüber Beschwerde, daß sie am 
14. Dezember 1993 einen Antrag auf Liegenschaftsteilung einge-
bracht hat. Da aus ihr nicht nachvollziehbaren Gründen darüber nicht 
entschieden wurde, habe sie zuletzt am 10. September 1996 einen 
Devolutionsantrag eingebracht. 

Antrag 1993 

Nach den bei der Gemeinde Malta eingeholten Erhebungen ergab 
sich, daß die zu teilenden Grundstücksfläche seit dem Jahr 1967 als 
Steinbruch genutzt wurde. Aufgrund eines Gemeindevorstandsbe-
schlusses sei der Beschwerdeführerin schriftlich mitgeteilt worden, 
daß aufgrund der Tragfähigkeit des Weges und der Brücke der bean-
tragten Grundstücksteilung nicht stattgegeben werden könne. Frau 
N.N. sei aufgefordert worden, Genehmigungen und Vereinbarungen 
über die Zufahrtsmöglichkeit zu den zu teilenden Grundstücken für 
eine positive Erledigung vorzulegen. Nachdem der Rechtsvertreter 
der Beschwerdeführerin am 17. Mai 1996 bei der Gemeinde Malta 
die Entscheidung urgierte, sei die Verwaltungsgemeinschaft-
Baudienst und der Bauanwalt mit der Erstellung von Gutachten be-

 



   

 

auftragt worden. 

Nach Rücksprache bei der Beschwerdeführerin im Jänner 1997 teilte 
diese mit, daß sie im Dezember 1997 die Entscheidung erhalten hat 
und die Teilung bewilligt wurde. 

Bescheid 1997 

Der Beschwerde war insofern Berechtigung zuzuerkennen, als der 
Antrag bereits am 14. Dezember 1993 eingebracht wurde und nicht 
nachvollziehbar dargelegt wurde, welche konkreten Gründe einer 
Entscheidung (auch negativ) innerhalb der in § 73 Abs. 1 AVG nor-
mierten Entscheidungspflicht entgegenstanden. Es war daher davon 
auszugehen, daß die beträchtliche Überschreitung der sechsmonati-
gen Entscheidungsfrist im alleinigen Verschulden der Behörde lag. 

 

6.2.4 Unzumutbare Verfahrensverzögerung - Säumnis bei 
Erlassung von Vorstellungsentscheidungen - 
Amt der Landesregierung 

VA K 12-BT/96, Amt der Kärntner Landesregierung 
8W-Allg-41/XX/5/94 

Herr N.N. führte bei der VA darüber Beschwerde, daß er gegen die 
Bescheide des Gemeindevorstandes (jeweils vom 6. Dezember 1993) 
im Zusammenhang mit der Anschluß- und Benützungspflicht nach 
dem Gemeindewasserversorgungsgesetz und Gemeindekanalisati-
onsgesetz betreffend die Wasserversorgungsanlage Maria Wörth/ 
Reifnitz/Raunach/St.Anna/Seekirn/Maiernigg fristgerecht Vorstel-
lung erhoben habe, im Zeitpunkt der Beschwerdeeinbringung bei der 
VA im Jänner 1996 aber bislang darüber keine Entscheidungen vor-
lagen. Ein Schreiben des Beschwerdeführers an das Amt der Kärnt-
ner Landesregierung vom 24. April 1995 sei unbeantwortet geblie-
ben. 

Vorstellung 1993 

Die Bescheide des Amtes der Kärntner Landesregierung wurden am 
22. April 1996 (Anschlußpflicht bezüglich Gemeindewasserversor-
gungsanlage) und am 8. Mai 1996 (Anschlußverpflichtung bezüglich 
Gemeindekanalisationsanlage) erlassen, den Vorstellungen wurde 
Folge gegeben und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung 
an die Gemeinde Maria Wörth zurückverwiesen. 

Bescheid 1996 

Die in § 73 Abs. 1 AVG normierte höchstzulässige Entscheidungs-
pflicht von sechs Monaten ist beträchtlich überschritten worden. Die 
Gründe für die Überschreitung der sechsmonatigen Frist wurden der 
VA nicht bekanntgegeben. Es ist daher davon auszugehen, daß sie 
im alleinigen Verschulden der Vorstellungsbehörde liegen. Der Be-
schwerde war Berechtigung zuzuerkennen. 
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6.2.5 Baupolizeiliche Aufgaben sind von Amts wegen 
wahrzunehmen - Landeshauptstadt Klagenfurt 

VA K 44-BT/97, Magistrat der Landeshauptstadt Klagenfurt 
BR A 1428/93 

Im Juni 1997 wandte sich Frau N.N. an die VA, da ihr Antrag vom 
29. April 1996 auf Erlassung eines baupolizeilichen Auftrages be-
treffend ein auf dem Nachbargrundstück befindliches Gebäude bis-
lang ohne Erledigung geblieben wäre. 

 

Dazu führte der Magistrat der Landeshauptstadt Klagenfurt aus, daß 
das gegenständliche Objekt mit Bescheid vom 12. April 1963 als 
Gartengeräteraum sowie Waschküche (mit Unterkellerung) baube-
hördlich bewilligt worden wäre. Aufgrund einer Anzeige der Be-
schwerdeführerin hätte die Baubehörde festgestellt, daß sich im ge-
nannten Hofgebäude ein Wohnraum, eine Kleinküche und ein Vor-
raum befinde und in Verwendung stünde. Diese Räumlichkeiten 
würden nach Angabe der Eigentümerin von deren Kindern, wenn 
diese zu Besuch kämen, benützt. Die Beschwerdeführerin hätte des 
öfteren gegenüber der Baubehörde festgehalten, daß sie gegen eine 
derartige Verwendung dieser Räumlichkeiten nichts einzuwenden 
hätte "und dieser Zustand von der Behörde zu tolerieren sei, weswe-
gen auch kein diesbezügliches Verfahren eingeleitet" worden wäre. 

"Gartengeräteraum" 
mit Wohnraum und 
Kleinküche ? 

Mit Schreiben vom 29. April 1996 hätte die Beschwerdeführerin 
entgegen ihrer bisherigen Stellungnahme der Behörde neuerlich zur 
Kenntnis gebracht, daß das Nebengebäude auf dem Nachbargrund-
stück ohne die erforderliche Baubewilligung umgewidmet und um-
gebaut worden wäre. Im Rahmen des Parteiengehörs wäre daraufhin 
die Eigentümerin mit Schreiben vom 17. Juli 1997 aufgefordert wor-
den, bezüglich der konsenswidrigen Verwendung um Baubewilli-
gung anzusuchen, widrigenfalls ein Wiederherstellungsverfahren 
einzuleiten wäre. 

 

Der Beschwerde war Berechtigung zuzuerkennen.  

Erlangt die Baubehörde Kenntnis von Bauordnungswidrigkeiten, so 
hat sie von Amts wegen entsprechende baupolizeiliche und verwal-
tungsstrafrechtliche Maßnahmen zu setzen, ohne daß es dafür eines 
Antrages des Anrainers oder dessen Zustimmung bedürfte. Auch die 
Angaben, deshalb nicht tätig geworden zu sein, da die Beschwerde-
führerin "gegen eine derartige Verwendung der gegenständlichen 
Räumlichkeiten nichts einzuwenden" gehabt hätte, vermag die Untä-
tigkeit der Baubehörde nicht zu rechtfertigen. 

 

Im übrigen war zu beanstanden, daß zwischen dem Einlangen der 
letzten Anzeige am 29. April 1996 und der Einleitung des baupoli-

Baupolizei verspätet 



   

 

zeilichen Verfahrens mit Schreiben vom 17. Juli 1997 weit über ein 
Jahr vergangen ist. Eine Begründung für diese Verfahrensverzöge-
rung konnte der VA nicht gegeben werden. 

Da das entsprechende baupolizeiliche Verfahren zwischenzeitig ein-
geleitet wurde, konnte die VA von weiteren Veranlassungen Ab-
stand nehmen. 
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7 Gemeinderecht 

7.1 Nichtbezahlung eines Honorars - Stadt Villach 

VA K 100-G/95, Stadt Villach MD/B-10d/12/96/P-G 

N.N. wandte  sich mit der Beschwerde an die VA, daß sie im Rah-
men des Projektes "Zeitspirale Villach 1945/95" mitgewirkt und 
über ihre Aufträge hinaus beträchtliche Mehrleistungen erbracht 
hätte. Dabei betonte sie, daß sie nicht für alle von ihr erbrachten zu-
sätzlichen Arbeiten Entgelt fordere, sondern aus Entgegenkommen 
lediglich für etwa ein Zehntel davon. Hiefür stelle sie S 47.334,-- in 
Rechnung. Doch würde die Stadt Villach auch diesen Betrag nicht 
akzeptieren. 

 

Das volksanwaltschaftliche Prüfverfahren ergab folgendes Bild:  

Im Frühjahr 1994 wurde N.N. in das Team für das Projekt "Zeitspi-
rale Villach 1945/95" als Historikerin aufgenommen. Im Juni 1994 
wurde mit ihr ein (mündlicher) Vertrag abgeschlossen, demzufolge 
sie für die "Mitarbeitrecherchen und Gestaltung des ersten Raumes 
der Ausstellung" einen Betrag von S 30.000,-- erhalten soll. 

Mündliche Verträge 

Weiters schloß N.N. mit der Stadt Villach mündliche Vereinbarun-
gen für diverse Recherchen im Zusammenhang mit der Erstellung 
des Kataloges für die Ausstellung, für die Abhaltung von Führungen 
sowie für die Organisation einer Veranstaltungsreihe im Rahmen der 
Ausstellung "Zeitspirale Villach 1945/95", die jeweils zur vollstän-
digen, beiderseitigen Zufriedenheit erfüllt wurden. 

 

Aufgrund der großen Zeitnot in den letzen Wochen vor Eröffnung 
der Ausstellung leisteten alle am Projekt Beteiligten Mehrarbeit, 
wobei N.N. - wie auch die anderen Mitarbeiter - über das Vereinbar-
te hinaus handwerkliche Arbeiten erbrachte. Die Ausstellung Zeit-
spirale lief vom 20. April bis 30. Juni 1995. 

 

Am 1. Juli 1995 forderte N.N. erstmals von der Stadt Villach 
S 47.334,-- für die von ihr geleisteten Monteurstunden, wobei ihr die 
Stadt Villach mit Schreiben vom 26. Juli 1995 mitteilte, daß die gel-
tend gemachten Stunden mangels vertraglicher Vereinbarung "frei-
willig erbrachte Leistungen" seien und die Stadt daher die Honorar-
forderungen nicht anerkennen könne. Daraufhin forderte N.N. neuer-
lich Entgelt für die zusätzlich erbrachten Arbeiten und verwies dar-
auf, daß andernfalls eine zeitgerechte Fertigstellung der Ausstellung 
nicht gewährleistet gewesen wäre. Abermals wies der Magistrat der 
Stadt Villach die Forderungen der Beschwerdeführerin mit der Be-

"Freiwillige Mehrleis-
tungen" 



   

 

gründung ab, daß für die erbrachten Mehrarbeiten kein Vertrag ge-
schlossen worden wäre und mangels Bestehen eines solchen auch 
nichts zur Auszahlung gelangen könne. Inwiefern die von der Stadt 
Villach nicht bestrittenen, über Gebühr erbrachten Leistungen im 
Rahmen einer "Geschäftsführung ohne Auftrag" erfolgten und sohin 
aus diesem Titel Aufwandersatz zu leisten sei, ließ der Magistrat in 
seiner rechtlichen Beurteilung dahinstehen. 

Im Oktober 1995 beschloß der Vergabeausschuß, daß eine ebenfalls 
am Projekt beteiligte Mitarbeiterin für verschiedene Arbeiten nach-
träglich ein Honorar von S 280.000,-- erhalten soll. Unter Punkt 10. 
der aufgelisteten "Leistungen" wird angeführt: "Mitarbeit am Aufbau 
der Ausstellung, Montagen, Beschaffungen". 

 

Ebenfalls im Oktober verfaßte die Ausstellungsleiterin einen Brief 
an den Bürgermeister der Stadtgemeinde Villach, in dem sie unter 
anderem darauf aufmerksam machte, daß sich die Beschwerdeführe-
rin beim Aufbau der Ausstellung als unentbehrlich erwies. Wieder-
um wurde dabei der weit über das Ursprüngliche vereinbarte Einsatz 
der Beschwerdeführerin hervorgehoben. Da dieses Schreiben in wei-
terer Folge unbeantwortet blieb, schrieb die Beschwerdeführerin 
erneut an den Bürgermeister und forderte ihn auf, den in Rechnung 
gestellten Betrag bis längstens 15. Jänner 1996 zu überweisen. An 
diesem Tag fand ein Gespräch zwischen den Mitarbeiterinnen der 
Ausstellung und Vertretern der Stadt Villach statt, bei dem auch der 
Bürgermeister der Stadt Villach zugegen war. Bei diesem Gespräch 
konnte keine einvernehmliche Lösung gefunden werden, doch wurde 
den Beteiligten für ihre Arbeit eine Auszeichnung in Form einer 
einmaligen, finanziellen Zuwendung ausgesprochen. Die Beschwer-
deführerin erhielt dabei rund S 15.000,--. 

 

Zu alledem hat die VA erwogen:  

Für die VA konnte bei rechtlicher Beurteilung des vorstehenden 
Sachverhaltes dahingestellt bleiben, ob hinsichtlich der von der Be-
schwerdeführerin geleisteten zusätzlichen Arbeiten ein Vertrag mit 
der Stadt Villach zustande kam oder nicht. Denn selbst wenn man 
der Auffassung der Stadt Villach folgt, wonach ein Vertrag nicht 
zustande gekommen sei, käme subsidiär die Bestimmung des § 1037 
ABGB zur Anwendung. 

 

Dabei ist nach ständiger Rechtsprechung (z.B. OGH JBl 1988, 719) 
bei der Beurteilung, ob der Aufwand dem Geschäftsherrn zum klaren 
oder überwiegenden Vorteil gereicht, von einer an der Verkehrsauf-
fassung orientierten, objektiven Bewertung auszugehen, die auf alle 
Interessen des Geschäftsherrn Bedacht zu nehmen hat. 
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Aus den der VA vorliegenden Unterlagen ergibt sich zweifelsfrei, 
daß ohne die tatkräftige Hilfe aller Mitarbeiter die Ausstellung nicht 
zum angekündigten Termin hätte eröffnet werden können. Da es in 
der Natur der Sache liegt, daß die Einhaltung eines solchen Termins 
für den Auftraggeber von erheblicher wirtschaftlicher wie prestige-
mäßiger Bedeutung ist, liegt ein klarer und überwiegender Vorteil 
jedenfalls dann vor, wenn erst durch die zusätzliche Arbeitsleistung 
einer oder mehrerer Personen die Einhaltung des Eröffnungstermins 
gewährleistet ist. Diesem Umstand wurde von der Stadt Villach 
(auch) im volksanwaltschaftlichen Prüfverfahren nicht entgegenge-
treten, sondern lediglich darauf hingewiesen, daß von der Beschwer-
deführerin keine manuelle Tätigkeit erwartet wurde und sie auch 
keine diesbezüglichen Aufträge erhalten hätte. 

 

Die VA beanstandet weiters, daß die Stadt Villach mit den Mitar-
beitern der Ausstellung größtenteils mündliche Verträge abgeschlos-
sen hat. Nach Auffassung der VA liegt hierin auch der wesentliche 
Grund für die nachträglich entstandenen Zwistigkeiten zwischen den 
Projektmitarbeitern und der Stadt Villach. Durch die nunmehr aufge-
tretenen Beweisschwierigkeiten ist nämlich genau jene wünschens-
werte Transparenz der Gebarung nicht gegeben, die einzuhalten die 
Stadt Villach der VA gegenüber vorgab. Darüber hinaus erscheint es 
zweifelhaft, inwiefern bei den der VA bekannten Auftragsvolumina 
noch von solchen geringen Umfangs gesprochen werden kann. Dies 
gilt insbesondere für den im Jänner 1995 mündlich erteilten Auftrag 
an eine Projektmitarbeitern, die nach Angaben der Stadt Villach für 
ihre Leistungen statt ursprünglich S 420.000,--, letztendlich 
S 280.000,-- erhalten hat. 

Transparenz der Geba-
rung nicht gegeben 

Für die VA war daher zusammenfassend nicht nachvollziehbar, 
weshalb die von der Beschwerdeführerin erbrachten, und von der 
Stadt Villach in ihrem Umfang nicht bestrittenen Leistungen nicht 
auch eine angemessene Abgeltung erfahren sollten. Aus diesem 
Grund trat die VA an den Bürgermeister der Stadt Villach mit dem 
abschließenden Ersuchen heran, diese Angelegenheit einer gütlichen 
Einigung zuzuführen. Diesem Ersuchen wollte die Stadt Villach 
nicht nähertreten. Zum einen begründete sie dies damit, daß die Be-
schwerdeführerin schon aufgrund der örtlichen Gegebenheiten nicht 
die behauptete Mehrleistung erbringen hätte können. Zum anderen 
sei nicht nachgewiesen, daß die Ausstellung ohne die tatkräftige 
Mithilfe der Beschwerdeführerin nicht termingerecht eröffnet hätte 
werden können. Darüber hinaus wäre für diese Tätigkeit auch haus-
eigenes Personal zur Verfügung gestanden. Was die Kritik der VA 
an den mündlich abgeschlossenen Verträgen betrifft, so verwies die 
Stadt Villach darauf, daß diese nur dort abgeschlossen wurden, wo 
kurzfristig eine Arbeitsleistung verlangt wurde. 

 



   

 

Die VA hat auch diese Argumente in ihre Beurteilung einbezogen. 
Als deren Ergebnis vermochte kein Grund erkannt zu werden, von 
den getroffenen Beanstandungen abzurücken. Die Beschwerdefüh-
rerin hinwieder war zur Durchsetzung ihrer Ansprüche auf den or-
dentlichen Rechtsweg zu verweisen. Es ist dies jener Weg, dessen 
Beschreitung die VA gegenständliche allen Beteiligten ersparen 
wollte. 

Prozeß notwendig 

7.2 Lärmbelästigung durch Veranstaltungen - 
Gemeinde Krumpendorf am Wörther See 

VA K 50-G/97, Gemeinde Krumpendorf am Wörther See 1036/5/97-I 

N.N. wandte sich mit der Beschwerde über Lärmbelästigungen durch 
am Terrassenareal der Gemeinde Krumpendorf am Wörther See 
durchgeführte Veranstaltungen an die VA. 

 

Wie das eingeleitete Prüfverfahren ergab, fanden während der Som-
mermonate Juli und August am sogenannten Terrassenareal der Ge-
meinde Krumpendorf am Wörther See verschiedene Veranstaltungen 
statt. So wurden etwa für den 5. Juli 1997 ein Hafenfest, für den 11. 
und 12. Juli 1997 ein Sportfest, für den 19. Juli 1997 ein Annakirch-
tag, für 26. Juli 1997 und 2. August 1997 ein Strandfest, für den 
9. August 1997 ein Piratenfest angemeldet und von der Gemeinde 
bescheidmäßig zur Kenntnis genommen. Als Auflage wurde fest-
gehalten: 

 

"Ab 22 Uhr ist die Lautstärke der Darbietungen so einzuschränken, 
daß keine Belästigung der Anrainer erfolgt." 

 

Nachdem eine Auflage den Inhaber eines Rechtes für den Fall der 
Gebrauchnahme der Bewilligung zu einem bestimmten, erforderli-
chenfalls im Wege der Vollstreckung zu erzielenden Verhalten 
zwingt und die von der Gemeinde Krumpendorf dem jeweiligen 
Veranstalter erteilten Auflagen in dieser Form jedenfalls nicht voll-
streckbar wären, kritisiert die VA, daß die Auflagen nicht dem Be-
stimmtheitsgebot entsprechen. Um diesem Gebot genüge zu tun, 
hätte die Gemeinde z.B. eine Dezibel-Beschränkung festlegen müs-
sen. 

 

Die von der Gemeinde vertretene Meinung, aufgrund der Lage des 
Veranstaltungsortes sei eine Lärmbelästigung nicht zu erwarten, 
wurde auch nicht durch entsprechende Unterlagen, wie etwa Sach-
verständigengutachten, belegt. Aus dem Grund ist nicht nachvoll-
ziehbar, wie die Gemeinde zu der Auffassung gelangte, der maßgeb-
liche Sachverhalt im Sinne des § 37 AVG wäre ordnungsgemäß er-

Mangelhafte Sachver-
haltsermittlung 
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mittelt worden. 

 



   

 

8 Natur- und Umweltschutz 

8.1 Rechtswidrige Verweigerung der naturschutz- 
behördlichen Bewilligung für eine Bienenhütte - 
Verfahrensverzögerungen - 
BH St. Veit/Glan, Kärntner Landesregierung 

VA K 107-U/96, Amt der Kärntner Landesregierung Ro-173/9/1997 

N.N. führte bei der VA darüber Beschwerde, daß sein Antrag vom 
17. Juni 1995 um unbefristete und kautionsfreie Verlängerung der 
bis Ende 1995 befristeten landschaftsschutzrechtlichen Bewilligung 
zur Errichtung einer Bienenhütte auf seinem Grundstück von der BH 
St. Veit/Glan abgewiesen worden sei und die Kärntner Landesregie-
rung seiner gegen die erstinstanzliche Entscheidung eingebrachten 
Berufung keine Folge gegeben habe. Sowohl das erstinstanzliche als 
auch das Berufungsverfahren hätten rund ein Jahr gedauert. 

 

Die von N.N. eingebrachte Beschwerde war aus folgenden Gründen 
berechtigt: 

 

Die BH St. Veit/Glan hat über den Antrag des N.N. vom 17. Juni 
1995 um „unbefristete und kautionsfreie Verlängerung“ der bis Ende 
1995 befristeten landschaftsschutzrechtlichen Bewilligung zur Er-
richtung einer Bienenhütte nicht innerhalb der in § 73 Abs. 1 AVG 
normierten höchstzulässigen Entscheidungsfrist von 6 Monaten ab-
gesprochen. Mit Bescheid vom 11. November 1996 wurde die bean-
tragte Bewilligung versagt und „festgestellt, daß die Bienenhütte ... 
abzutragen ist.“ 

1. Instanz 17 Monate 

Die Kärntner Landesregierung hat über die vom Beschwerdeführer 
dagegen eingebrachte Berufung erst mit Bescheid vom 9. Oktober 
1997 entschieden und damit ebenfalls gegen § 73 Abs. 1 AVG ver-
stoßen. 

2. Instanz 11 Monate 

Die Kärntner Landesregierung hat Spruchteil 1. ihres Berufungsbe-
scheides vom 9. Oktober 1997 auf das bereits am 1. Jänner 1987 
außer Kraft getretene Kärntner LandschaftsschutzG 1981 gestützt 
und fälschlich die Übergangsbestimmung des § 69 Abs. 8 Kärntner 
NaturschutzG 1986 angewendet, die sich auf zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes am 1. Jänner 1987 bereits anhängige 
Verfahren bezieht. Die Kärntner Landesregierung versagte die natur-
schutzbehördliche Bewilligung unter Hinweis auf § 19 Abs. 1 iVm 
§ 5 Abs. 5 lit. a Kärntner GplG 1995 wegen Widerspruchs zur Wid-
mung Grünland - Land- und Forstwirtschaft, ohne zu prüfen, ob ei-
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ner der in § 9 Abs. 1 Kärntner-NaturschutzG 1986 normierten Ver-
sagungsgründe vorliegt. Ob sich allfällige der Bewilligungserteilung 
entgegenstehende Hindernisse durch Auflagen gemäß § 52 Abs. 2 
Kärntner-NaturschutzG 1996 beseitigen lassen, blieb ungeklärt. 

Im einzelnen mußte die VA folgendes bemerken:  

Die Verfahrensverzögerung betrug im erstinstanzlichen Verfahren 
fast eineinhalb Jahre, im Berufungsverfahren immerhin fast ein Jahr. 
Gemäß § 73 Abs. 1 AVG ist die Behörde grundsätzlich verpflichtet, 
über Anträge von Parteien und Berufungen ohne unnötigen Auf-
schub, spätestens aber 6 Monate nach deren Einlangen den Bescheid 
zu erlassen. Die eingetretenen Verfahrensverzögerungen wurden 
jeweils mit einem längerdauernden Ermittlungsverfahren begründet. 
Die Unmöglichkeit, über einen Antrag spätestens 6 Monate nach 
dessen Einlangen den Bescheid zu erlassen, ist dann ausschließlich 
auf ein Verschulden der Behörde zurückzuführen (§ 73 Abs. 2 Satz 3 
AVG), wenn sie weder durch ein Verschulden der Partei (z.B. 
Formgebrechen des Parteiantrages) noch durch ein unüberwindliches 
Hindernis daran gehindert war, die Beweise rasch aufzunehmen und 
der Partei ohne unnötigen Aufschub Gelegenheit zu geben, das Er-
gebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis zu nehmen (vgl. VwGH 
6.6.1973, VwSlg 8426; 22.1.1979, 1823/78; 12.10.1983, 82/09/ 
0151). 

 

Im konkreten Fall war aber nicht nachvollziehbar, weshalb die Ein-
holung der erforderlichen Sachverständigengutachten und die Wah-
rung des Parteiengehörs nicht innerhalb eines Zeitraumes von 
6 Monaten möglich war. Im übrigen war darauf hinzuweisen, daß 
prinzipiell „ohne unnötigen Aufschub“ zu entscheiden ist. 

 

Gemäß § 69 Abs. 8 Kärntner NaturschutzG 1986 sind Verwaltungs-
verfahren aufgrund des Kärntner LandschaftsschutzG 1981, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Kärntner NaturschutzG 1986 am 
1. Jänner 1987 bereits anhängig waren, nach den gesetzlichen Be-
stimmungen, wie sie vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes am 
1. Jänner 1987 in Geltung standen, weiterzuführen. Am 1. Jänner 
1987 war aber für die gegenständliche Bienenhütte kein Verfahren 
nach dem Kärntner LandschaftsschutzG 1981 anhängig. 

 

Wenn eine Bewilligung befristet ist, so löst ein Antrag auf (nochma-
lige) Erteilung oder Verlängerung einer Bewilligung ein neues Ver-
waltungsverfahren aus (vgl. VwGH 15.2.1994, 93/05/ 0245). Bei 
Ablauf einer befristeten Bewilligung ist also neuerlich um Bewilli-
gungserteilung anzusuchen. Das Ansuchen des Beschwerdeführers 
vom 17. Juni 1995 war somit als neuer Antrag nach den zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Rechtsvorschriften zu werten. 

 



   

 

Gemäß § 68 Abs. 2 lit. b Kärntner NaturschutzG 1986 tritt das 
Kärntner LandschaftsschutzG 1981 mit dem Inkrafttreten des Kärnt-
ner NaturschutzG 1986 am 1. Jänner 1987 außer Kraft. Ist am 
1. Jänner 1987 kein Verfahren nach dem Kärntner Landschaftss-
chutzG 1981 anhängig, so greift auch die Übergangsbestimmung des 
§ 69 Abs. 8 Kärntner NaturschutzG 1986 nicht. Demzufolge sind 
alle nach dem 1. Jänner 1987 eingebrachten Anträge nach den Be-
stimmungen des Kärntner NaturschutzG 1986 zu behandeln. 

 

Gemäß § 5 Abs. 1 lit. i Kärntner NaturschutzG 1986 bedarf die Er-
richtung von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen in der frei-
en Landschaft auf Grundflächen, die im Flächenwidmungsplan als 
Grünland ausgewiesen sind, einer Bewilligung nach diesem Gesetz. 

 

Die BH St. Veit/Glan hat in ihrem Bescheid vom 11. November 
1996 zwar die §§ 5 und 9 Kärntner NaturschutzG 1986 als Rechts-
grundlage angegeben, hat aber in der Bescheidbegründung nicht 
dargelegt, welcher der in § 9 leg.cit. genannten Versagungstatbe-
stände im konkreten Fall zum Tragen kommt. Statt dessen wurde das 
Gutachten des landwirtschaftlichen Amtssachverständigen zur Frage 
der Wirtschaftlichkeit der Bienenzucht den Ausführungen der Bewil-
ligungswerber gegenübergestellt und ohne jede Beweiswürdigung 
und ohne Subsumtion unter die einschlägigen Rechtsvorschriften 
behauptet, daß diese Ausführungen nicht geeignet wären, „positive 
Entscheidungsgrundlagen herbeizuführen“. 

 

Die Kärntner Landesregierung hat sich hingegen auf das zum Zeit-
punkt der Bescheiderlassung längst nicht mehr geltende Kärntner 
LandschaftsschutzG 1981 gestützt und geprüft, ob die Bienenhütte 
gemäß § 5 Abs. 5 lit. a Kärntner GplG 1995 für eine Nutzung im 
Grünland - Land- und Forstwirtschaft erforderlich und spezifisch ist. 
Nun ist es zwar zutreffend, daß in Landesgesetzen vorgesehene Be-
willigungen für raumbeeinflussende Maßnahmen gemäß § 19 Abs. 1 
Kärntner GplG 1995 nur dann zulässig sind, wenn sie dem Flächen-
widmungsplan nicht widersprechen, doch ist andererseits auch § 52 
Abs. 2 Kärntner NaturschutzG 1986 zu beachten. Nach dieser Be-
stimmung darf eine naturschutzbehördliche Bewilligung nicht ver-
sagt werden, wenn sich die Gründe dafür durch Auflagen beseitigen 
lassen. Ein Vorhaben darf durch die Erteilung von Auflagen ledig-
lich in seinem Wesen nicht verändert werden. Eine vergleichbare 
Bestimmung enthielt übrigens bereits § 5 Abs. 2 Kärntner Land-
schaftsschutzG 1981. 

 

Spruchteil 1. des Berufungsbescheides der Kärntner Landesregie-
rung vom 9. Oktober 1997 war aus den dargelegten Gründen zwei-
fellos rechtswidrig. Die VA ersuchte deshalb den Landeshauptmann 
von Kärnten um Mitteilung, ob die Kärntner Landesregierung den 
rechtswidrigen Spruchteil 1. des Berufungsbescheides vom 9. Okto-
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ber 1997 in Anwendung des § 68 Abs. 2 AVG von Amts wegen be-
hoben und einen neuen Bescheid erlassen hat. Der Bezirkshaupt-
mann von St. Veit/Glan wurde darauf hingewiesen, daß die oben 
erwähnten gesetzlichen Bestimmungen auch im Verfahren betref-
fend den Wiederherstellungsauftrag gemäß § 57 Kärntner Natur-
schutzG 1986 zu berücksichtigen wären. 

Nach Mitteilung des Amtes der Landesregierung vom 13.3.1998 
wird die Angelegenheit nunmehr "einer eingehenden rechtlichen 
Überprüfung unterzogen". 

 

8.2 Unrichtige Rechtsmittelbelehrung - 
Amt der Landesregierung 

VA K 44-U/96, Amt der Kärntner Landesregierung 
LAD-BS-253/2/1996 

Herr N.N. wandte sich an die VA und brachte vor, daß mit Bescheid 
der Kärntner Landesregierung vom 14. November 1994 sein Antrag 
auf Entschädigung gemäß § 13 Abs. 1 Ktn NationalparkG für ver-
mögensrechtliche Nachteile infolge Unterschutzstellung Teile seiner 
Liegenschaften, abgewiesen wurde. 

 

Unter dem Abschnitt "Rechtsmittelbelehrung" hieß es in diesem 
Bescheid, daß gegen den Bescheid ein ordentliches Rechtsmittel 
nicht mehr zulässig sei. 

 

Darauf folgend lautete ein "Hinweis" dahingehend, daß gegen den 
gegenständlichen Bescheid innerhalb von sechs Wochen ab der Zu-
stellung eine Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder Ver-
fassungsgerichtshof erhoben werden könne. 

Hinweise sollten richtig 
sein 

Im Vertrauen auf diesen Hinweis habe die Rechtsvertreterin des Be-
schwerdeführers Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof einge-
bracht, die von diesem jedoch unter Hinweis darauf, daß nach dem 
Kärntner Nationalparkgesetz die Festsetzung einer Entschädigung 
binnen zwei Monaten nach Zustellung des Bescheides der Kärntner 
Landesregierung beim zuständigen Bezirksgericht beantragt hätte 
werden müssen, zurückwies. 

 

Die Frist für die Stellung des Antrags bei Gericht war in der Zwi-
schenzeit jedoch abgelaufen, weshalb der Beschwerdeführer einen 
Antrag auf Wiedereinsetzung beim Bezirksgericht einbrachte. 

 

Die Behörde brachte gegenüber der VA vor, daß es sich beim gegen-
ständlichen Hinweis, wonach lediglich eine Beschwerde beim Ver-
waltungs- oder Verfassungsgerichtshof möglich wäre, nicht um eine 

 



   

 

Rechtsmittelbelehrung handelte und insbesondere den gegenständli-
chen Bescheid nicht mit Rechtswidrigkeit belaste. 

Ungeachtet der Qualifikation als Hinweis oder als Teil der Rechts-
mittelbelehrung war die unrichtige Darstellung der Rechtsschutz-
möglichkeiten im gegenständlichen Bescheid aber von der VA zu 
beanstanden. 

 

Nach Beschreitung des Rechtsmittelweges wurde zunächst der An-
trag auf Wiedereinsetzung vom OGH für zulässig erklärt und später 
vom Landesgericht Klagenfurt stattgegeben. 

 

Weitere Veranlassungen waren seitens der VA daher im gegenständ-
lichen Fall nicht erforderlich. 
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9 Landes- und Gemeindestraßen 

9.1 Untätigkeit der Gemeinde Mörtschach trotz Kenntnis 
von Behinderungen bei der widmungsgemäßen Nutzung 
eines öffentlichen Gutes 

VA K 71-LGS/96 

N.N. wandte sich mit der Beschwerde an die VA, daß sein Nachbar 
auf einem öffentlichen Gut, das als Fuhr- und Fußweg sowie als 
Viehtrieb dient, Holz ablagere. Trotz Kenntnis hievon, bliebe die 
Gemeinde untätig. 

 

Das volksanwaltschaftliche Prüfverfahren ergab folgendes Bild:  

Der Nachbar von N.N. lagert seit dem Jahr 1981 Holz auf dem öf-
fentlichen Gut, ohne dafür auf eine entsprechende Genehmigung 
verweisen zu können. Das öffentliche Gut dient als Fuhr- und Fuß-
weg sowie dem Viehtrieb. Die Holzstapel wurden im Laufe der Jah-
re vergrößert und sind so situiert, daß N.N. bei der Fahrt zu seiner 
Düngerstätte behindert wird. Mit Schreiben vom 4.12.1985 setzte 
N.N. die Marktgemeinde Winklern von dem Problem in Kenntnis. 
Nach mehreren Interventionen forderte die Marktgemeinde Winklern 
Herrn A.A. mit Schreiben vom 13. März 1987 auf, die Holzablage-
rungen bis längstens 24. März 1987 zu entfernen, widrigenfalls die 
Gemeinde dies auf seine Kosten veranlassen werde. Da Herr A.A. 
dieser Aufforderung in weiterer Folge nicht nachkam und die Ge-
meinde ihrerseits keine Schritte unternahm, um die Holzablagerun-
gen zu entfernen, wandte sich der Beschwerdeführer am 5. April 
1989 erneut an die Marktgemeinde Winklern und ersuchte sie, dafür 
Sorge zu tragen, daß das öffentliche Gut von Holzablagerungen ge-
räumt wird. Die Marktgemeinde forderte daraufhin Herrn A.A. mit 
Schreiben vom 12. April 1989 auf, diese zu entfernen, widrigenfalls 
sie beabsichtige, den Zivilrechtsweg zu beschreiten. Wiederum kam 
Herr A.A. dieser Aufforderung nicht nach. 

Gemeinde untätig 

Aus diesem Grund informierte N.N. am 5. Jänner 1993 die Gemein-
de Mörtschach, die seit 1990 eine eigenständige Gemeinde ist und 
das öffentliche Gut, Parzelle X.Y., KG Stranach, verwaltet, von den 
nach wie vor störenden Holzablagerungen vor seiner Düngerstätte. 
Die Gemeinde bot dem Beschwerdeführer daraufhin am 10. Februar 
1993 an, das gegenständliche öffentliche Gut aufzuteilen, um so eine 
weitere (gegenseitige) Behinderung hintanzuhalten. Am 28. März 
1993 fand eine diesbezügliche Aussprache vor Ort statt, wobei aller-
dings keine einvernehmliche Lösung gefunden werden konnte. In 
weiterer Folge zog die Gemeinde ihren Vorschlag hinsichtlich einer 

 



   

 

Grundstücksteilung wieder zurück. 
Am 7. Mai 1993 wandte sich der Beschwerdeführer mit seinem 
Problem erstmals an die VA. Auch während des volksanwaltschaft-
lichen Prüfverfahrens versuchte die Gemeinde Mörtschach, aber 
auch Vertreter der Kärntner Landesregierung, wiederholt den Kon-
flikt einer gütlichen Einigung zuzuführen. 

Gütliche Einigung 
nicht möglich 

Der Bürgermeister der Gemeinde Mörtschach forderte Herrn A.A. in 
weiterer Folge mit Schreiben vom 23. Februar 1994 bzw. 29. De-
zember 1994 auf, die Holzstapel zu entfernen, widrigenfalls er mit 
gerichtlichen Schritten durch die Gemeinde zu rechnen hätte. Da 
Herr A.A. das Holz weiterhin auf öffentlichem Gut lagerte, wurde in 
der Gemeinderatssitzung vom 19. März 1995 über die Beschreitung 
des Zivilrechtsweges gegen Herrn A.A. abgestimmt, wobei sich der 
Gemeinderat mehrheitlich gegen eine Klage aussprach. 

Gemeinderat verwei-
gert Klagsführung 

Daraufhin setzte der Bürgermeister seine Bemühungen fort, bei dem 
Streit eine gütliche Einigung zu erzielen, bislang ist dies - aus wel-
chen Gründen auch immer - nicht gelungen. 

 

Die VA bemängelt, daß die Gemeinde Mörtschach als Verwalterin 
des öffentlichen Gutes, obwohl ihr bzw. ihrer Rechtsvorgängerin seit 
über 10 Jahren die Behinderungen der widmungsgemäßen Nutzung 
des Grundstückes bekannt sind, nicht dafür Sorge trägt, daß die Par-
zelle Nr. X.Y., KG Stranach, ihrer Zweckbestimmung entsprechend 
gebraucht werden kann. Auch wenn die VA die wiederholten Bemü-
hungen der Gemeinde, den Konflikt einer außergerichtlichen Eini-
gung zuzuführen, nur begrüßen kann, wäre nach nunmehr 10 Jahren 
die Beschreitung des Klagsweges zumindest (einmal) ernsthaft in 
Erwägung zu ziehen. Das Bemühen um eine gütliche Lösung macht 
freilich nur so lange Sinn, als vertretbar davon ausgegangen werden 
kann, daß alle Beteiligten daran auch (ernsthaft) interessiert sind. Es 
findet seine Grenzen dort, wo jeder weitere Versuch der außerge-
richtlichen Einigung nur als Vorwand benutzt wird, um von einer 
offenstehenden - wenn auch mit Kosten verbundenen - Rechtsdurch-
setzungsmöglichkeit nicht Gebrauch machen zu müssen. 

Ordnungsgemäße Ver-
waltung ? 
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10 Polizeirecht 

10.1 Falsche Rechtsauskunft bewirkt unnötigen Verfahrensaufwand 

 
Einem Gendarmeriebeamten, der über bessere Rechtskenntnisse als die zu-

ständige Bezirkshauptmannschaft verfügt, wird schikanöse Anzeigeerstattung 

vorgeworfen. 

Einzelfall: 

VA 278-I/96,  Bezirkshauptmannschaft St. Veit/Glan Zl. 35037/96-IX, 
Bundesministerium für Inneres Zl. 6506/618,630-II/4/97 

 

Ein Autofahrer wollte bei einem landwirtschaftlichen Anwesen 
Einkäufe tätigen und erkundigte sich bei der Bezirkshauptmann-
schaft St. Veit/Glan, ob das auf der Zufahrtsstraße kundgemachte 
Fahrverbot von ihm in diesem Falle zu beachten sei. Dieses Ver-
kehrszeichen nach § 52 lit.a Z. 1 der Straßenverkehrsordnung 
(Fahrverbot in beiden Richtungen) war mit der Zusatztafel "Ausge-
nommen Anrainer" versehen. 

 

Die Behörde erklärte sinngemäß, Kunden des Betriebes seien von 
diesem Fahrverbot ausgenommen. 

Gelten Kunden als 
Anrainer ? 

Im Zuge einer Verkehrskontrolle durch die Gendarmerie wurde 
jedoch der Fahrzeuglenker beanstandet und wegen Mißachtung des 
Fahrverbotes zur Anzeige gebracht. Die BH St. Veit/Glan erließ 
gegen den Fahrzeuglenker zunächst eine Strafverfügung, stellte 
jedoch das Verfahren nach Erhebung eines Einspruches ein, weil 
der Rechtfertigung des Beschuldigten Glauben geschenkt wurde, er 
habe diese Fahrt ausschließlich zu Einkaufszwecken durchgeführt. 

 

Der Autofahrer wandte sich an die VA, weil er in der Durchführung 
der Verkehrskontrolle bzw. Anzeigeerstattung durch die Gendar-
merie einen Mißstand in der Verwaltung vermutete. 

Gendarmerieanzeige 
als mutwillig empfun-
den 

Die VA mußte feststellen, daß das Vorgehen der Gendarmerie kor-
rekt war, jedoch die Rechtsauslegung durch die BH St. Veit/Glan 
unrichtig erfolgt ist. 

 

Wie aus mehreren Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes 
hervorgeht, sind bei der Anwendung straßenpolizeilicher Vorschrif-

 



   

 

ten lediglich Liegenschaftseigentümer bzw. Nutzungsberechtigte 
von Liegenschaften, die an das betreffende Straßenstück angrenzen, 
als Anrainer anzusehen. Keinesfalls fallen Kunden eines Betriebes 
unter diesen Anrainerbegriff. 

 

Einschlägige Recht-
sprechung blieb unbe-
rücksichtigt 

Die BH St. Veit/Glan hat sowohl bei Erteilung der Rechtsauskunft 
als auch bei Durchführung des Verwaltungsstrafverfahrens dies 
nicht berücksichtigt. Obwohl die VA bei Anforderung der Stel-
lungnahme zum Beschwerdevorbringen ausdrücklich auf diese 
Rechtsprechung hingewiesen hat, ist diese Behörde ohne nähere 
Begründung weiterhin bei ihrer falschen Rechtsauslegung geblie-
ben. 

 

Da diese behördliche Fehlmeinung zu einem völlig vermeidbaren 
Verfahrensaufwand und sogar zu einer subjektiv durchaus begrün-
deten Beschwerde des Autofahrers gegen den Gendarmeriebeamten 
Anlaß gegeben hat, hat die VA die Haltung der BH St. Veit/Glan 
mit Nachdruck beanstandet. Diese Beurteilung wurde sowohl der 
Kärntner Landesregierung als Fachaufsicht, als auch dem Bundes-
minister für Inneres, welcher mit dem Beschwerdevorbringen ge-
gen den Gendarmeriebeamten befaßt gewesen war, mitgeteilt. 

 

 

Gendarm handelte 
richtig, Behörde hin-
gegen falsch 



 
  

42 

11 Land- und Forstwirtschaft 

11.1 Grundverkehrsbehördlich Genehmigung an einen Nichtland-
wirt ohne Durchführung eines Informationsverfahrens 

 
Die Nichtdurchführung eines Informationsverfahrens allein aufgrund des großen 

Wertes einer landwirtschaftlichen Liegenschaft stellt einen Mißstand in der Ver-

waltung dar. Die Grundverkehrs-Landeskommission schloß sich der Rechts-

meinung der VA an. 

Einzelfall: 

VA K 88-LF/96, Amt der Kärntner Landesregierung 
LAD-BS-348/13/1998 

 

Die landwirtschaftlichen Grundstücke einer Beschwerdeführerin 
wurden vom zuständigen Bezirksgericht auf Antrag eines Gläubigers 
versteigert. Den Zuschlag erhielten vorbehaltlich einer grundver-
kehrsbehördlichen Genehmigung zwei Transportunternehmer. Die 
Grundverkehrskommission beim Sitze der Bezirkshauptmannschaft 
Villach ersuchte im Zuge des Ermittlungsverfahrens den landwirt-
schaftlichen Amtssachverständigen um Erstellung eines Gutachtens, 
ob die Liegenschaft für die Verstärkung und Vergrößerung existenz-
schwacher bäuerlicher Betriebe geeignet ist. Der Amtssachverstän-
dige hielt in seinem Gutachten fest, daß die Grundstücke zufolge 
ihrer Lage, ihres Ertragswertes und der Bewirtschaftbarkeit zu Ver-
stärkung und Vergrößerung existenzschwacher bäuerlicher Betriebe 
geeignet sind. Seiner Meinung nach war der Informationspflicht 
gemäß § 14 Abs. 3 des Ktn. Grundverkehrsgesetzes durch Durchfüh-
rung eines Informationsverfahrens zu entsprechen. 

Versteigerung einer 
landwirtschaftlichen 
Liegenschaft in der 
Gemeinde Wernberg 

Trotz dieses Gutachtens erteilte die Grundverkehrskommission die 
Genehmigung für den gerichtlichen Zuschlag ohne vorherige Durch-
führung eines Informationsverfahrens. Begründend führte sie dazu 
aus, daß die Ersteher die Absicht hätten, den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb zu aktivieren. Der Niederschrift des Sitzungs-
protokolls war zu entnehmen, daß ein Informationsverfahren seitens 
der Kommissionsmitglieder mehrheitlich für nicht sinnvoll gehalten 
wurde, weil aufgrund des hohen Meistbotes von über S 9 Mio bei 
einem Erwerb durch einen Aufstockungswerber ein relativ großes 
Kapital gebunden wäre, mit dem auf längere Zeit kein entsprechen-

Genehmigung trotz 
positivem Gutachten 
hinsichtlich Eignung 
zur Verstärkung bäu-
erlicher Betriebe 



   

 

der Ertrag erzielt werden könnte. 
Die VA hat in der Beschwerdesache folgendes erwogen:  

Die Übertragung des Eigentums an land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücken ist gemäß § 9 lit a KGVG genehmigungspflichtig. Die 
Genehmigung ist entsprechend dem § 14 Abs. 1 dann zu versagen, 
wenn der Rechtserwerb dem allgemeinen Interesse an der Schaffung 
und Erhaltung land- oder forstwirtschaftlicher Nutzflächen oder 
wirtschaftlich leistungsfähiger bäuerlicher Betriebe widerspricht. Im 
beschwerdegegenständlichen Fall wurden die Ersteher der Grund-
stücke nicht als Landwirte qualifiziert, weshalb der Erwerb grund-
sätzlich zu versagen gewesen wäre. Ist jedoch auch nach Durchfüh-
rung eines Informationsverfahrens, in dem Inhaber von vergröße-
rungs- oder verstärkungsbedürftigen landwirtschaftlichen Betrieben 
zur Vorlage von entsprechenden Anboten mittels Kundmachung 
eingeladen werden, kein Landwirt vorhanden, wäre der Erwerb 
durch einen Nichtlandwirt zu genehmigen. 

 

Festzuhalten ist, daß die Grundverkehrskommission bei der Bezirks-
hauptmannschaft Villach kein Informationsverfahren durchgeführt 
hat. Die Grundverkehrs-Landeskommission beim Amt der Kärntner 
Landesregierung brachte gegenüber der VA dazu ergänzend vor, daß 
ein Informationsverfahren auch nur dann durchzuführen sei, wenn 
die verfahrensgegenständliche Liegenschaft zur Vergrößerung oder 
Verstärkung von bäuerlichen Betrieben an sich geeignet sei. Dies 
würde insbesondere dann nicht gegeben sein, wenn der Verfahrens-
gegenstand einen hohen Verkehrswert aufweise. Ein Aufstockungs-
interessent, der finanziell in der Lage sei, einen derartig hohen Be-
trag für den Kauf der Liegenschaft aufzubringen, könne nicht Inha-
ber eines vergrößerungs- oder verstärkungsbedürftigen bäuerlichen 
Betriebes sein. 

Keine Durchführung 
eines Informationsver-
fahrens wegen großem 
Wert der Liegenschaft 

Nach Ansicht der VA hat die Behörde damit eine Beurteilung vor-
weggenommen, die erst im Rahmen eines Informationsverfahrens 
durchzuführen gewesen wäre. Ob ein Betrieb tatsächlich vergröße-
rungs- oder verstärkungsbedürftig ist, wäre anhand der konkreten 
Kaufinteressenten zu beurteilen gewesen. Der Amtssachverständige 
stellte in seinem Gutachten fest, daß die Liegenschaft aufgrund ihrer 
Lage, ihres Ertragswertes und der Bewirtschaftbarkeit zur Verstär-
kung und Vergrößerung existenzschwacher bäuerlicher Betriebe 
geeignet ist. Trotz diesem eindeutigen Befund verneinte die Behörde 
vorweg die Eignung zur Vergrößerung oder Verstärkung eines oder 
mehrerer bäuerlicher Betriebe. Allenfalls interessierten Landwirten 
wurde damit nicht einmal die Möglichkeit gegeben, ihr Kaufinteres-
se zu bekunden. Sie wurden von einem möglichen Kauf - entgegen 
den Zielsetzungen des Kärntner Grundverkehrsgesetzes zur Schaf-
fung und Erhaltung einer leistungsfähigen bäuerlichen Land- und 
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Forstwirtschaft - von Anfang an ausgeschlossen. 

Die VA erblickte in der Nichtdurchführung des Informationsverfah-
rens gemäß § 14 Abs. 3 iVm § 14 Abs. 2 lit m KGVG einen Miß-
stand in der Verwaltung. Die Grundverkehrs-Landeskommission 
begründete die Vorgangsweise der Grundverkehrskommission mit 
einem Erlaß der Agrarrechtsabteilung beim Amt der Kärntner Lan-
desregierung. Bei diesem "Erlaß" handelte es sich nach Einsicht-
nahme durch die VA um ein Besprechungsprotokoll aus dem Jahr 
1983 über die Vollziehung des Grundverkehrs- und Ausländer-
grunderwerbsgesetzes. Dieses Protokoll, welches aufgrund seiner 
äußeren Form kaum als Erlaß bzw. Weisung erkennbar ist, beinhaltet 
zwar Ausführungen über die Durchführung des Informationsverfah-
rens, nicht jedoch eine allfällige Anweisung, daß bei einer finanziell 
wertvollen Liegenschaft eine Eignung zur Aufstockung von vorn-
herein nicht gegeben und damit kein Informationsverfahren durchzu-
führen wäre. Die Grundverkehrs-Landeskommission hat sich nach 
Befassung des Verfassungsdienstes der Kärntner Landesregierung 
letztendlich der Rechtsmeinung der VA angeschlossen und mitge-
teilt, daß künftig in all jenen Fällen, in denen als Erwerber von land- 
und/ oder forstwirtschaftlichen Grundstücken ein Nichtlandwirt auf-
tritt und diese Grundstücke an und für sich zur Vergrößerung oder 
Verstärkung bäuerlicher Betriebe geeignet sind, ein Informationsver-
fahren durchzuführen sein wird. 

Nichtdurchführung 
des Informationsver-
fahrens - Mißstand in 
der Verwaltung 

 

 

 

 

 

 

Behörde schließt sich 
Rechtsmeinung der 
VA an 

11.2 Nichtberücksichtigung eines Interessentenanbotes 
im grundverkehrsbehördlichen Informationsverfahren 

VA K 66-LF/97, BH Spittal/Drau Zl. 1.811/19/97 

Anläßlich eines von der Grundverkehrskommission bei der Bezirks-
hauptmannschaft Spittal/Drau zu genehmigenden Verkaufes von 
land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken an einen Nichtland-
wirt, stellte die Beschwerdeführerin im Zuge des in diesen Fällen 
vorgeschriebenen Informationsverfahrens ein Anbot für die Liegen-
schaft zwecks Stärkung ihres land- bzw. forstwirtschaftlichen Be-
triebes. Da die Grundverkehrskommission das Anbot nicht berück-
sichtigte und dem Nichtlandwirt die grundverkehrsbehördliche Ge-
nehmigung erteilte, wendete sich die Beschwerdeführerin an die VA.

Verkauf eines landwirt-
schaftlichen Grund- 
stückes an einen Nicht-
landwirt 

Die Grundverkehrslandeskommission beim Amt der Kärntner Lan-
desregierung begründete die Nichtberücksichtigung des Anbotes 
damit, daß nur Inhabern vergrößerungs- oder verstärkungsbedürfti-
ger bäuerlicher Betriebe die Möglichkeit offensteht, als Aufsto-
ckungsinteressent in einem Grundverkehrsverfahren rechtserheblich 
in Erscheinung zu treten. Diese Voraussetzung war in diesem Fall 

Interessentenanbot im 
Informationsverfahren 
blieb unberücksichtigt 



   

 

deshalb nicht erfüllt, da nicht die Beschwerdeführerin, sondern ihr 
Ehegatte Inhaber des landwirtschaftlichen Betriebes ist. 
Aus dem Akt der Grundverkehrskommission bei der Bezirkshaupt-
mannschaft Spittal/Drau ging hervor, daß seitens der Behörde am 
1. September 1997 bei der Kammer für Land- und Forstwirtschaft 
die Auskunft eingeholt wurde, daß die Beschwerdeführerin nicht als 
Inhaberin eines bäuerlichen Betriebes aufscheint. Am darauffolgen-
den Tag faßte die Grundverkehrskommission den Beschluß, der Ü-
bertragung der Grundstücke an den Genehmigungswerber zuzu-
stimmen. Etwa zwei Wochen nach dieser Entscheidung wurde der 
Rechtsvertreter der Beschwerdeführerin davon in Kenntnis gesetzt, 
daß ihr Angebot mangels Besitzes eines bäuerlichen Betriebes nicht 
berücksichtigt werden konnte. 

Keine Verständigung 
der Interessentin zur 
Behebung eines mögli-
cherweise nur formalen 
Fehlers 

Die VA stellte zu dieser Vorgangsweise der Grundverkehrskommis-
sion fest, daß sie zwar nicht gänzlich rechtswidrig gehandelt hat und 
aufgrund der rechtsfreundlichen Vertretung der Beschwerdeführerin 
nicht zur Manuduktion verpflichtet war, aber dennoch nicht bürger-
freundlich vorgegangen ist. Der Beschwerdeführerin wurde vor Be-
schlußfassung über die positive Entscheidung nicht Gelegenheit ge-
geben, einen möglicherweise nur formalen Fehler zu korrigieren. Da 
einem Interessenten im Informationsverfahren keine Parteistellung 
gemäß den Bestimmungen des Grundverkehrsgesetzes und damit 
auch kein Berufungsrecht eingeräumt ist, hatte die Beschwerdeführe-
rin keine Möglichkeit mehr, eine für sie günstige Entscheidung her-
beizuführen. Der Beschwerde wurde daher in diesem Punkt Berech-
tigung zuerkannt. 

Beschwerdeberechti-
gung wegen bürge-
runfreundlicher Vor-
gangs-weise der Behör-
de 

Eine weitere Frage hat sich im Prüfungsverfahren noch aufgeworfen. 
So konnte die VA nämlich nach Auskunftseinholung bei der Kam-
mer für Land- und Forstwirtschaft feststellen, daß die Kammermit-
glieder nicht lückenlos in einer Datei erfaßt sind. Landwirtschaftli-
che Betriebe unter einer Größe von 2 ha und forstwirtschaftliche 
Betriebe scheinen nur dann auf, wenn sie sich etwa freiwillig mel-
den. Es wurde daher über den Einzelfall hinaus auch geprüft, ob die 
Auskunftseinholung bei der Kammer in derlei Fällen an sich ausrei-
chend ist, um die Frage, ob der Interessent Inhaber eines bäuerlichen 
Betriebes ist, hinlänglich zu klären. Die Grundverkehrslandeskom-
mission stützte sich zunächst auf die in § 8 Abs. 1 Landwirtschafts-
kammergesetz normierte Auskunfts- und Unterstützungspflicht ge-
genüber den Behörden. Selbstverständlich kann die Kammer aber 
nur Auskünfte über vorhandene Informationen erteilen. Im Ergebnis 
schloß sich die Grundverkehrslandeskommission dem Standpunkt 
der VA an und wird die erstinstanzlichen Behörden zur Durchfüh-
rung der notwendigen Ermittlungen in diesem Zusammenhang an-
weisen. 

Auskunftseinholung bei 
der Landwirtschafts-
kammer ausreichend ? 
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12 Landes- und Gemeindeabgaben 

12.1 Rechtswidrige Vorschreibung von 
Schneeräumungskosten 

VA K 107-FI/95 
VA K 2-FI797, Amt der Kärntner Landesregierung 

LAD-BS-204/3/1996 

Eine Bürgerin führte Beschwerde darüber, daß ihr seitens der Ge-
meinde Rangersdorf Beiträge für die Kosten der Schneeräumung 
(Wegerhaltung) vorgeschrieben werden. 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Rangersdorf hatte, nachdem es er-
forderlich wurde, die Erreichbarkeit sämtlicher Liegenschaften 
(Schulbesuch, Nebenerwerb, etc.) sicherzustellen, am 16.11.1993 
sämtliche Verbindungswege in den Schneeräumplan aufgenommen 
und am 20.2.1995 beschlossen, 50 % der Schneeräumungskosten für 
alle Verkehrsflächen im Gemeindegebiet den Anrainern vorzu-
schreiben und die anderen 50 % aus dem Gemeindebudget zu be-
streiten. Diese Regelung entsprach zwar nicht den gesetzlichen Be-
stimmungen, wurde aber vom überwiegenden Teil der Betroffenen 
(99,6 %) als günstige Variante angesehen und akzeptiert. 

Teilung der Schnee-
räumungskosten zwi-
schen Bürgern und 
Gemeinde zwar gesetz-
widrig, jedoch von der 
Bevölkerung akzeptiert

Tatsächlich haben aber gemäß § 34 Abs. 4 des Kärntner Straßenge-
setzes 1961 die Gemeinden die Kosten für die Schneeräumung auf 
Gemeinde- und Bezirksstraßen zu tragen, während die Schneeräu-
mungskosten bei Orts- und Verbindungswegen vom jeweiligen Stra-
ßenerhalter zu bezahlen sind. Die Gemeindeaufsichtsbehörde hat 
umgehend ein rechtskonformes Vorgehen der Gemeinde Rangers-
dorf veranlaßt. 

Gemeindeaufsichtsbe-
hörde veranlaßt 
rechtskonformes Vor-
gehen 

Das Prüfungsverfahren der VA hat somit eine künftig korrekte Vor-
gangsweise bewirkt. Eine formelle Beanstandung durch die VA war 
aufgrund der raschen Reaktion der Gemeindeaufsichtsbehörde ent-
behrlich. 

Formelle Beanstandung 
durch VA entbehrlich 

12.2 Unkorrekte Abgabenvorschreibung mit 
Lastschriftanzeige 

VA K 53-FI/96, Amt der Kärntner Landesregierung 
LAD-BS-322/4/1996 

Ein Beschwerdeführer wandte sich betreffend die Vorschreibung 
von Abgaben durch die Gemeinde Seeboden mittels Lastschriftan-
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zeigen ohne diesen zugrundeliegenden Bescheid bzw. die Säumnis 
dieser Gemeinde und die Untätigkeit der Gemeindeaufsichtsbehörde 
in diesem Zusammenhang an die VA. Im wesentlichen ging es dabei 
um seitens des Beschwerdeführers zuviel entrichtete Getränkeabga-
ben und um die Vorschreibung einer Ortstaxe mittels Lastschriftan-
zeige. 

 

Abgabenvorschreibung 
mittels Lastschriftan-
zeige anstatt durch 
Bescheid 

In Zuge des Prüfungsverfahrens wurde von der Gemeindeaufsichts-
behörde mitgeteilt, daß die Gemeinde Seeboden die Aufstellung des 
Beschwerdeführers vom 20.8.1996 betreffend die Getränkeabgabe 
anerkannt und diesem am 21.8.1996 die Getränkeabgabe gutge-
schrieben bzw. für die Abdeckung der Ortstaxe verwendet hat. Wei-
ters sei dem Beschwerdeführer die Mahngebühr erlassen und ihm 
hinsichtlich der Getränkeabgabe vollinhaltlich Recht gegeben wor-
den. Die - nach Ansicht der VA dem Grunde nach rechtskonforme - 
Ortstaxe für den Beschwerdeführer und dessen Frau wurde diesem in 
weiterer Folge mit einem rechtsmittelfähigen Bescheid vorgeschrie-
ben. 

Gemeinde behebt Be-
schwerdegrund in 
vollem Umfang 

Dem gegenüber der VA vorgebrachten Begehren des Beschwerde-
führers wurde somit vollständig entsprochen. Der Beschwerde-
grund konnte daher als behoben angesehen werden. 

 

Da das Vorgehen der Gemeinde Seeboden, Abgaben anstatt mit Be-
scheid mit Lastschriftanzeigen vorzuschreiben, gegen die Bestim-
mungen der Kärntner Landesabgabenordnung verstoßen hat, war der 
vorliegenden Beschwerde Berechtigung zuzuerkennen. Der Lan-
deshauptmann von Kärnten wurde über diese Entscheidung der VA 
informiert. 

 

Nicht erweislich hingegen war der Vorwurf des Beschwerdeführers 
hinsichtlich der Untätigkeit der Gemeindeaufsichtsbehörde, da diese 
wiederholt schriftlich und telefonisch an die Gemeinde Seeboden 
zwecks Klärung des Sachverhaltes herangetreten ist. 

 

12.3 Unbehebbare Rechtskraft eines fehlerhaften 
Bescheides (Grundsteuerbefreiung) 

VA K 50-FI/96, Amt der Kärntner Landesregierung 
LAD-BS-377/3/1997 

In seiner Beschwerde vom 9.5.1996 führte ein Beschwerdeführer 
aus, daß ihm durch die Entscheidung des Bürgermeisters von 
Nötsch/Gailtal ein Nachteil in Form einer nicht gewährten zeitlichen 
Grundsteuerbefreiung für sein Haus erwachsen sei. 

Verweigerung der zeit-
lichen Grundsteuer-
befreiung 

Am 22.8.1985 wurde für das beschwerdegegenständliche Haus die  



 
 

 

 

Benützungsbewilligung erteilt, worauf am 16.7.1986 die erste An-
tragstellung betreffend zeitlicher Grundsteuerbefreiung erfolgte. 
Dieser Antrag wurde vom Bürgermeister der Gemeinde Nötsch/ 
Gailtal mangels Vorliegens der Voraussetzungen (Zweitwohnsitz, 
Überschreiten der Nutzflächengröße) mit Bescheid vom 29.8.1986 
zu Recht abgewiesen. 

 

Erster Antrag auf 
Grundsteuerbefreiung 
rechtskonform abge-
wiesen 

Nach der Hauptwohnsitznahme in dem gegenständlichen Haus und 
der Änderung der Gesetzeslage durch das Inkrafttreten des Kärntner 
Wohnbauförderungsgesetzes 1992 lagen die Voraussetzungen zu 
Gewährung der zeitlichen Grundsteuer jedoch in weiterer Folge vor, 
weshalb der Beschwerdeführer am 17.12.1992 einen neuerlichen 
Antrag betreffend die zeitliche Grundsteuerbefreiung stellte. Dieser 
Antrag wurde vom Bürgermeister der Gemeinde Nötsch/Gailtal mit 
Bescheid vom 12.1.1993 zu Unrecht wegen entschiedener Sache 
zurückgewiesen. Dieser Bescheid blieb seitens des Beschwerdefüh-
rers allerdings unbekämpft und erwuchs daher in Rechtskraft. Im 
Jahre 1996 führte der betreffende Hauseigentümer  - nachdem er 
weiterhin versucht hatte, eine zeitliche Grundsteuerbefreiung zu er-
halten - Beschwerde bei der VA. Das Prüfungsverfahrens erbrachte 
folgendes Ergebnis: 

Änderung der Sach- 
und Rechtslage von 
Behörden nicht beach-
tet 

Über den ersten Antrag betreffend die zeitliche Grundsteuerbefrei-
ung für das Haus des Beschwerdeführers wurde - nach der damals 
geltenden Gesetzeslage - mit der abweisenden Berufungsvorent-
scheidung des Bürgermeisters von Nötsch/Gailtal vom 7.1.1987 - 
rechtskräftig negativ entschieden. Gegen diese Entscheidung beste-
hen keinerlei Bedenken seitens der VA. 

 

In weiterer Folge änderte sich aber die Sach- und Rechtslage da-
durch, daß der Antragsteller den Hauptwohnsitz nach Kärnten ver-
legte und die Nutzflächenbegrenzung für Eigenheime weggefallen 
war. Deshalb stand einer neuerlichen materiellen Entscheidung im 
Gegenstande nach Ansicht der VA nichts im Wege. Der Bürgermeis-
ter der Gemeinde Nötsch/Gailtal hätte deshalb betreffend den zwei-
ten Antrag vom 17.12.1992 im Bescheid vom 12.1.1993 auf die ge-
änderten Umstände Bedacht nehmen und diesem Antrag stattgeben 
müssen. Die Rechtskraft dieses Bescheides aber hinderte seither eine 
weitere materielle Entscheidung in der vorliegenden Grundsteuerbe-
freiungsproblematik. Dies deshalb, weil es in dieser Angelegenheit 
seit der Rechtskraft dieses Bescheides im Februar 1993 keine Ände-
rung in der Sach- und Rechtslage mehr gegeben hat und somit jeden-
falls eine "res iudicata" (entschiedene Sache) vorlag. 

Rechtskraft des feh-
lerhaften Bescheides 
verhindert eine neuer-
liche Entscheidung 

Die VA gelangte zu der Überzeugung, daß dem Bürgermeister der 
Gemeinde Nötsch/Gailtal bei der Erlassung des Bescheides vom 
12.1.1993 durch die Nichtbeachtung der geänderten Sach- und 
Rechtslage ein gravierender Fehler unterlaufen ist, durch welchen 

Beschwerdeführer 
erleidet Nachteil durch 
gravierenden Fehler 
der Behörde 
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der Beschwerdeführer einen erheblichen Nachteil - nämlich die 
Nichtgewährung der zeitlichen Grundsteuerbefreiung trotz der für 
die zu fällende Entscheidung positiven Gesetzeslage - erlitten hat. 
Die VA hat in ihrer kollegialen Sitzung am 13.12.1996 deshalb fest-
gestellt, daß der Bescheid des Bürgermeisters der Gemeinde Nötsch/ 
Gailtal vom 12.1.1993, mit welchem der Antrag der Beschwerdefüh-
rer vom 17.12.1992 auf zeitliche Grundsteuerbefreiung abgelehnt 
wurde, einen Mißstand in der Verwaltung darstellt. 

VA stellt Mißstand fest

Die beteiligten Behörden zeigten sich daraufhin einsichtig. Seitens 
der Kärntner Landesregierung als Gemeindeaufsichtsbehörde wurde 
mit Bescheid vom 14.3.1997 der fehlerhafte Bescheid des Bürger-
meisters der Gemeinde Nötsch/Gailtal gemäß § 100 Abs. 1 der All-
gemeinen Gemeindeordnung aufgehoben. Das Hindernis für eine 
neuerliche und rechtskonforme Entscheidung in dieser Angelegen-
heit wurde damit beseitigt. 

Fehlerhafter Bescheid 
durch Gemeindeauf-
sichtsbehörde behoben

 


